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TAGESORDNUNG

Sitzung

Sitzung des Umweltausschusses NURNBERG
- direkt im Anschluss an den WerkA (ASN) -

Sitzungszeit

Mittwoch, 22.01.2020, 15:30 Uhr

Sitzungsort

Rathaus, Funferplatz 2, GroRRer Sitzungssaal

TAGESORDNUNG

Offentliche Sitzung

1. Anderung der Verordnung der Stadt Nirnberg zum Schutz der Gutachten
Naturdenkmaler (Naturdenkmalverordnung - NatDmVO) vom 31. UwA/006/2019
Marz 2015 (Amtsblatt S. 115);
Ausweisung einer Eiche am Bielingplatz und einer Kornelkirsche
in Schoppershof als Naturdenkmaler

Pluschke, Peter, Dr.

2. Umsetzung des Bayerischen Volksbegehrens Artenvielfalt und Bericht
Naturschonheit in Nurnberg UwA/007/2019
Antrag Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 25.10.2019

Pluschke, Peter, Dr.

3. Bewerbung fur das Bundesweite Verzeichnis des Immateriellen Bericht
Kulturerbes: Wasserwiesen in Franken. Traditionelle UwA/005/2019
Bewadasserung im Flussgebiet von Rednitz, Regnitz und Wiesent

Pluschke, Peter, Dr.

4. Verstarkter Ausbau von Blockheizkraftwerken Beschluss
Ref.111/099/2019
Pluschke, Peter, Dr.

5. Burgerbeteiligung fur Klimaoffensive fur Nirnberg Beschluss
Ref.111/098/2019
Pluschke, Peter, Dr.

6. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 04.12.2019,
offentlicher Teil






Beschlussvorlage

UwA/006/2019

Beratung Datum Behandlung Ziel
Umweltausschuss 22.01.2020 offentlich Gutachten
Stadtrat 05.02.2020 offentlich Beschluss-Auflage
Betreff:

Anderung der Verordnung der Stadt Niirnberg zum Schutz der Naturdenkmaler
(Naturdenkmalverordnung - NatbmVO) vom 31. Marz 2015 (Amtsblatt S. 115);
Ausweisung einer Eiche am Bielingplatz und einer Kornelkirsche in Schoppershof als
Naturdenkmaler

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Verordnungstext

KarteNDNr.99

KarteNDNr.100

Ubersicht der Stellungnahmen der gehorten Fachbehdrden, -stellen und sonstigen Berechtigten
Beschluss des Naturschutzbeirates vom 26.11.2019

Sachverhalt (kurz):

Es wird vorgeschlagen, zwei Baume, eine Stiel-Eiche am Bielingplatz sowie eine Kornelkirsche
in Schoppershof, als Naturdenkmaéler auszuweisen und hierzu die Naturdenkmalverordnung
der Stadt Niirnberg zu andern. Die Anderungsverordnung wird dem Umweltausschuss zur
Begutachtung vorgelegt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

XI Nein (— weiter bei 2.)
[] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[ ] Kosten bekannt
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage UwA/006/2019

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:
[] Ja Die Ausweisung von zwei BAumen als Naturdenkmaler hat keine Diversity-
Relevanz.
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage UwA/006/2019

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

|Z| RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage UwA/006/2019

Gutachtenvorschlag:

Der Umweltausschuss begutachtet die beiliegende Verordnung zur Anderung der Verordnung
der Stadt Niurnberg zum Schutz der Naturdenkmaler (Naturdenkmalsverordnung - NatDmVO)
und empfiehlt dem Stadtrat, diese Verordnung zu erlassen.

Beschlussvorschlag:
Entsprechend dem Gutachten des Umweltausschusses vom 22.01.2020 wird die Anderung der
Verordnung der Stadt Nirnberg zum Schutz der Naturdenkmaéler (Naturdenkmalverordnung -

NatDmVO) vom 31. Marz 2015 (Amtsblatt S. 115); Ausweisung einer Eiche am Bielingplatz und
einer Kornelkirsche in Schoppershof als Naturdenkmaler — beschlossen.
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Entscheidungsvorlage

Um besonders wertvolle Einzelbaume vor Beeintrachtigung zu schitzen, wurde im Jahr 2015
die Verordnung der Stadt Nirnberg zum Schutz der Naturdenkmaler (NatDmVO) erlassen.
Hierdurch wurden 98 Baume, Baumreihen und Alleen, die zum Teil schon vorher durch
Einzelanordnung als Naturdenkmaler ausgewiesen wurden, unter einen weitreichenden
Schutz gestellt. Das Bundesnaturschutzgesetz sieht vor, dass gemalf § 28 Einzelschdpfungen
der Natur, deren Schutz aus unterschiedlichen Griinden erforderlich ist, als Naturdenkmaler
rechtsverbindlich festgesetzt werden kdnnen.

Im zuriickliegenden Jahr gingen bei der Unteren Naturschutzbehdrde Vorschlage fur zwei
weitere Einzelschdpfungen ein, welche fachlich geprift wurden und fiir schutzwiirdig erachtet
werden. Aus diesem Grund soll die NatDmVO um diese zwei Bd&ume ergénzt werden.

Es handelt sich hierbei um eine Stiel-Eiche am Bielingplatz, die aufgrund ihrer GroRe,
Einzelstellung und Schonheit ortsbildpragend ist. (Abb. 1)

Des Weiteren soll die NatDmVO um eine Kornelkirsche an der Oedenberger StraRe erganzt
werden. Deren Schutzwirdigkeit ergibt sich daraus, dass der Baum der starkste seiner Art in
Deutschland ist und damit Uber eine besondere Seltenheit und Eigenart verfugt. (Abb. 2) Er
wurde im Jahr 2018 als ,Champion Tree“ der Deutschen Dendrologischen Gesellschaft
ausgezeichnet.

Im Rahmen des Verordnungsanderungsverfahrens wurden im Oktober 2019 entsprechend
den Vorgaben des Bayerischen Naturschutzgesetzes das Liegenschaftsamt als
Grundeigentimer sowie betroffene Fachbehoérden, Fachstellen und sonstige Berechtigte
angehort. Die Reaktionen waren Uberwiegend positiv. Lediglich die Main-Donau-
Netzgesellschaft hat Vorbehalte geauf3ert, da im Umfeld der Baume Leitungen im Erdboden
verlaufen und die Gesellschaft nicht fur Mehrkosten aufkommen méchte. Dieser Befiirchtung
kann jedoch entgegnet werden, dass die Baume bereits jetzt unter dem Schutz der
Baumschutzverordnung stehen und entsprechende SchutzmalRnahmen analog der
BaumSchVO bei Instandhaltungsmafinahmen getatigt werden missen. Mehrkosten aufgrund
des Status als Naturdenkmal, trotz h6heren Schutzstatus, werden voraussichtlich nicht auf die
Main-Donau-Netzgesellschaft zukommen. Ganz Uberwiegend hatten die gehoérten Stellen
keine Einwande beziehungsweise zeigten sich sehr aufgeschlossen gegeniber der
Ausweisung.

Mit der Ausweisung der Naturdenkméler Nr. 99 und 100 werden diese unter einen
weitreichenden Schutz gestellt, welcher foérderlich fiir den Erhalt und die Wertschatzung
stadtischen Grins in dicht bebauten Stadtteilen ist. Es wird so verboten, diese Baume zu
beseitigen oder Handlungen vorzunehmen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung oder
Veranderung der Baume fihren kénnen. Dadurch wird ein noch starkerer Schutz als durch die
Baumschutzverordnung gewéahrleistet.

Der Naturschutzbeirat der Stadt NUrnberg hat in seiner Sitzung vom 26. November 2019 das
Vorhaben unterstitzt und befirwortet.
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Abb. 2: Kornelkirsche in Schoppershof
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Verordnung zur Anderung der Verordnung der Stadt Niirnberg zum Schutz der
Naturdenkmaler (Naturdenkmalverordnung — NatDmVO) vom 31. Marz 2015 (Amtsblatt

S. 115)

Die Stadt Nurnberg erlasst auf Grund von 8§ 20 Abs. 2 Nr. 6 und § 28 des Gesetzes Uber

Naturschutz- und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG) vom 29. Juli
2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geandert durch Art. 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI.
I S. 706), und auf Grund von Art. 12 Abs. 1 Satz 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 4 und Art. 43 Abs. 2 Nr.
3 des Gesetzes uber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in

der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz — BayNatSchG) vom 23. Februar 2011
(GVBI. S. 82), zuletzt gedndert durch 8 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBI. S.408),

folgende Verordnung:

1. &1 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

Art. 1

»(3) Die Standorte der geschutzten Naturdenkmaéler ergeben sich aus den

Karten 2.01 bis 2.23 des Umweltamtes vom 10.02.2015 (Maf3stab 1:5.000) und

den Karten 2.24 und 2.25 des Umweltamtes vom 11.12.2019 (Mal3stab
1:5.000), die Bestandteil dieser Verordnung sind (Anlagen 2.01 bis 2.25) und
auf die Bezug genommen wird.*

2.  Anlage 1 wird wie folgt geandert:

a) Bei den ND-Nrn. 3, 4 und 5 wird in der Spalte ,Gemarkung“ vor dem Wort ,Johannis*
jeweils die Angabe ,St.“ eingefugt.

b)  Nach ND-Nr. 98 werden folgende Nrn. 99 und 100 angefugt:

,ND- | Bezeichnung/Lage Gemarkung Flur- Karte

Nr. nummer | Anlage

99 Stiel-Eiche am Bielingplatz stdlich des St. Johannis 299/9 2.24
Grundstlicks HufelandstraBe 1

100 Kornelkirsche im Straf3enbegleitgriin vor dem | Schoppershof 167 2.25"
Grundstiick Oedenberger Stral3e 7

Art. 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.
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Karte zur Verordnung der Stadt Niirnberg zum Schutz der Naturdenkmaler
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Karte zur Verordnung der Stadt Niirnberg zum Schutz der Naturdenkmaler
(Naturdenkmalverordnung)
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Anhorung des Grundeigentiimers, sonstiger Berechtigter sowie der betroffenen Fachbehdrden und —stellen

gemalf Art. 52 Abs. 3 BayNatSchG

Eingang der

Gehorte Stelle RQ Stellungnahme Abwagung
lckmeldung

N-ERGIE AG/ 24.10.2019 Vorbehalte bzgl. Befreiungstatbestanden; Ablehnung von Ein Befreiungstatbestand ist

Main-Donau- gravierenden Mehrkosten bei Abbau, Umbau oder gegeben; Mehrkosten die Uber den

Netzgesellschaft Anderung der Versorgungsanlagen Schutzstatus der BaumSchVO
hinausgehen, werden fir
Schutzmaflinahmen bei
InstandhaltungsmafRhahmen
voraussichtlich nicht anfallen.

Staatliches Bauamt 15.10.2019 Keine Einwande

LBV Nirnberg e.V 22.10.2019 BegrtiRung des Vorhabens

Bund Naturschutz 28.10.2019 BegriiRung des Vorhabens; Anregung zur Neupflanzung Aufnahme der Anregungen

Nurnberg e.V. von Kornelkirschen und Anbringung einer Hinweistafel

U-Bahn-Bauamt 14.10.2019 Einverstandnis

Verkehrsplanungsamt 18.10.2019 Einverstandnis; Gesprachsbereitschaft bzgl. VergroRerung | Es wird das Gesprach gesucht

der Baumscheiben

Bauordnungsbehorde Keine Ruckmeldung

Stadtentwasserung und | 18.10.2019 Keine Einwénde; Renovierung des Kanals im Jahr 2020 Renovierung des Kanals ohne

Umweltanalytik grolRere nachteilige Auswirkungen
auf das Wurzelwerk

Stadtplanungsamt 23.10.2019 Keine Einwendungen; bei Planungen bereits bertcksichtigt

Servicebetrieb 08.11.2019 Keine Einwande

Offentlicher Raum

Liegenschaftsamt 10.10.2019 o.E.
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Naturschutzbeirat
137. Sitzung am 26. November 2019

Anlage zu TOP 2

Ausweisung von Naturdenkmalen: Eiche am Bielingplatz und
Kornelkirsche in Schoppershof

Beschluss
des Naturschutzbeirates der Stadt Niirnberg vom 26. November 2019

- einstimmig -

Der Naturschutzbeirat stimmt der Ausweisung einer Stiel-Eiche am Bielingplatz und einer
Kornelkirsche in Schoppershof als Naturdenkmaler und der damit verbundenen Anderung
der Verordnung der Stadt Nirnberg zum Schutz der Naturdenkmaler (Naturdenkmalverord-
nung — NatDMVO) zu.

Am 04.12.2019
Im Auftrag

gez.

Boser
(Vorsitzende)
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Berichtsvorlage

UwA/007/2019

Beratung Datum Behandlung Ziel
Umweltausschuss 22.01.2020 offentlich Bericht
Betreff:

Umsetzung des Bayerischen Volksbegehrens Artenvielfalt und Naturschdnheit in Nirnberg
Antrag Fraktion Buindnis 90/Die Griinen vom 25.10.2019

Bericht:

Das Gesetz zur Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes(BayNatSchG) zugunsten der
Artenvielfalt und Naturschonheit (,Rettet die Bienen!*) und das zweite Gesetz zugunsten der
Artenvielfalt und Naturschdnheit in Bayern (Gesamtgesellschaftliches Artenschutzgesetz —
VersOhnungsgesetz) sind zum 01.08.2019 in Kraft getreten.

Die Gesetzesanderungen hat fur die Stadt Nirnberg Auswirkungen in den folgenden
Handlungsfeldern:

* Erweiterung und Foérderung des Biotopverbundsytems

» Ausweisungen von Gewasserrandstreifen

» Landwirtschaftliche Nutzung sowie Schutz von Hecken, Feldrainen, Sdumen und ahnlichen
Elementen in der Feldflur

* Reduzierung von Lichtverschmutzung

* Klimaneutrale Verwaltung

« Starkung des Landschaftspflegeverbands

Im Sachverhalt werden diese weiter ausgefihrt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

X Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

n den gesetzlichen Regelungen wird den kommunalen Gebietskorperschaften vereinzelt
empfohlen in Austibung einer Vorbildfunktion zu agieren. Es ist nicht auszuschlie3en, dass
hierflr teilweise zusatzliche stadtische Mittel benétigt werden, deren Volumen derzeit jedoch
noch nicht abgeschatzt werden kann.

(— weiter bei 2.)

[] Nein (— weiter bei?2.)
[] Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Stadt NUrnberg Berichtsvorlage UwA/007/2019

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja Die Forderung von Artenvielfalt und Naturschonheit ist von allgemeinen

g
offentlichem Interesse und wird nicht unter Diversity-relevanten Aspekten
gesteuert bzw. priorisiert.

Seite 2 von 4
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Stadt NUrnberg Berichtsvorlage UwA/007/2019

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[

Seite 3 von 4
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Stadt NUrnberg Berichtsvorlage UwA/007/2019

Seite 4 von 4
19



FRAKTION B SUOIE SRONEN, RATHALSPLATZ 2, 90403 NORNSERD BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Stadiratsfraktion Nirnberg
An den Oberbiirgermeister der Stadt Niirnberg :
Dﬂ Uiriih Ma{y ‘ Ralh&usplatz 2
Rathaus [ s A . 90403 Niirmberg
90403 Nijfibeg OBERBURGERMEISTER Tel: 0910 254-509
' 25. OKT. 2613 ! Fax: (0911) 231-2930
) P gruene@stadtnuerpberg.de

] 3 .
— Zur Stellungnahms
|2 bbbl Bus: Linie 36, 4647 (Rathays)

C|Kis. [4 Antwor vor Abser - //L U-Bahre Linfe 1 {Lorenzkirche)
4

2 | dung voriegen
7% X 5 &ntwon zur Unter-
" *-‘M 20N, sehrift verdagen

Nirnberg, 25, Oktober 2019

Umsetzung des Bayerischen Volksbegéhrens Artenvielfalt und
Naturschénheit in Niirnberg

Sehr geehwter Herr Gberblrgermeister,

das Artensterben ist neben dem Klimawandel eine der drangendsten Herausforderungen im
Umweltschutz. Unter dem Motto Rettet die Bienen haben sich vergangenes Jahr rund 1,8 Miilionen
Burger'innen in Bayern beim Volksbegehren fur mehr Artenvielfalt eingesetzt. Der Baverische Landtag
hat das Volksbegehren Artenvielfalt und Naturschonhelt in Bayern ohne Abstriche angenommen und
zusatzlich daraus resultierende Anderungen des bayerischen Naturschutzgesetzes und anderer
relevanter Gesetze beschlossen. Die neuen gesetziichen Regelungen, die durch Forderprogramme tnd
Beratung begleitet werden sollen, sind am 01.08.2019 in Kraft getreten,

£s gibt wesentliche Anderungen, die auch Nurnberg betreffen, Zusatzlich ergeben sich weitere Fragen
nach den aus den Beschlussen resultierenden zusatzlichen Aufgaben und den dafiir ndtigen
Ressourcen,

Ver dgiesem Hintergrund stellen wir folgenden Antrag:

Die Verwaltung berichtet Gber die Auswirkungen der Gesetzesanderungen auf die
Handlungsmaglichkeiten der Stadt Niirnberg zum Erhialt der Artenvielfalt und geht insbesoridere auf
folgende Punkte ein:

e Ausweisung von Gewasserrandstreifen
Erweiterung und Forderung des Bictopverbunds

e landwirtschaftliche Nutzung sowie Schutz von Hecken, Feldrainer, Saumen und ahnlichen
Elementen in der Feldflur

e starkere Unterstutzung der Aktivitaten der Landschaftspflegeverbande

¢ padagogische Aus- und Fortbildung beziglich Naturschutz und Landschaftspflege

Mit freundiichen Grifen

FRR |
P £
£

Britta Walthelm
stv. Fraktionsvarsitzende

=,

wéw. grugne rathaus.nuemberg. de
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Umsetzung des Bayerischen Volksbegehrens ,,Artenvielfalt und Na-
turschonheit in Niurnberg*“

Antrag der Stadtratsfraktion Blindnis 90/Die Griinen vom 25.10.2019

Einleitung )
Das Gesetz zur Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes(BayNatSchG) zugunsten

der Artenvielfalt und Naturschonheit (,Rettet die Bienen!* https://www.verkuendung-bay-
ern.de/gvbl/2019-405/) und das zweite Gesetz zugunsten der Artenvielfalt und Naturschonheit
in Bayern (Gesamtgesellschaftliches  Artenschutzgesetz —  VersOhnungsgesetz
https://www.verkuendung-bayern.de/qvbl/2019-408/) sind zum 01.08.2019 in Kraft getreten.
Auf das Informationsblatt des Bayerischen Staatsministeriums fir Umwelt und Verbraucher-
schutz und das Anschreiben mit der Anlage zum Rundschreiben Nr. 115/2019 des Bayeri-
schen Stadtetages vom 01.08.2019 mit Positionen des Stadtetages wird verwiesen.

Welche Auswirkungen die Gesetzesanderungen der Stadt Nidrnberg und auf deren Hand-
lungsmdglichkeiten hat, ist im Folgenden dargelegt:

Erweiterung und Férderung des Biotopverbundsytems

e Ausweisungen von Gewasserrandstreifen

e Landwirtschaftliche Nutzung sowie Schutz von Hecken, Feldrainen, Sdumen und
ahnlichen Elementen in der Feldflur

e Reduzierung von Lichtverschmutzung
Klimaneutrale Verwaltung

e Starkung des Landschaftspflegeverbands

Fur das Stadtgebiet Nirnberg gibt es bereits seit langem Handlungsansatze auf konzeptionel-
ler Ebene zur Erweiterung und Forderung des Biotopverbundsystems und der Biodiversitat,
z.B. ein Biotopverbundkonzept (1991), das Arten- und Biotopschutzprogramm (1996) und zu-
letzt die umfangreichen aktuellen Arbeiten zum Artenschutzkonzept.

In Anbetracht der Flachenknappheit im Stadtgebiet muss ein integrativer umsetzungsorientier-
ter Ansatz sowohl fur rechtlich verpflichtende Artenschutz-/Ausgleichs- als auch fir freiwillige
BiodiversitdtsmalRnahmen verfolgt werden. Fur Flachen im Eigentum der offentlichen Hand
besteht dabei eine besondere Verantwortung und Vorbildfunktion (s. Art. 1 BayNatSchG). Als
Vorbild zeigt das kiirzlich als UN-Dekade biologische Vielfallt ausgezeichnete Biodiversitats-
projekt Landgang (LPV Mittelfranken), wie effektiv diese verschiedensten Instrumente ineinan-
dergreifen kénnen.
https://www.undekade-biologischevielfalt.de/aktuelle-themen/article/biotopverbundprojeki-
landgang-erhaelt-auszeichnung-der-un-de-
kade/?cHash=675bd966fa94b128f67e6d7126061f78&L =0

Synergien ergeben sich durch die multifunktonale Belegung geeigneter Flachen fur den natur-
schutzrechtlichen Eingriff und den Artenschutz (,Hochhauseffekt®). Beim Umweltreferat wird
derzeit eine zentrale Koordinationsstelle besetzt, die vor allem der Schaffung eines regionalen
Angebots an verfuigbaren, natur- und artenschutzrechtlich begriindeten Ausgleichsflachen die-
nen soll. Dies ist wesentlich auch fur den Erhalt und die Entwicklung der Biodiversitat im Stadt-
gebiet.

Die neue Gesetzlage sieht die Umsetzung vornehmlich im Wege kooperativer MalRnahmen. In
Anbetracht des Schwerpunktes auf vertraglichen Naturschutz in der freien Landschaft missen
die staatlichen Naturschutzprogramme (insbesondere Vertragsnaturschutzprogramm, staatli-
chen Landschaftspflegeprogramm) auch fur die Grof3stadt finanziell attraktiv und maglichst fur
private Grundstiickseigentimer und Pé&chter unburokratisch gestaltet werden. Es ist zu for-
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dern, dass den Naturschutzbehérden Fordermittel und Personal zur Verfligung gestellt wer-
den. Der Bayerische Stadtetages fordert zudem, dass die konkreten Forderprogramme mit
den kommunalen Spitzenverbanden abgestimmt werden.

e Es braucht Flachen, Flachen, Flachen......
GrofRRe und naturschutzfachlich bedeutsame Flachen liegen vielfach im Eigentum der 6ffentli-
chen Hand. Diese sind im Stadtgebiet nicht selten an Infrastruktureinrichtungen gebunden, wie
z.B. Bahnlinien, Stral3enbegleitflachen und etliche Energietrassen. Die ¢ffentliche Hand - die
im Ubrigen schon nach Art. 1 BayNatSchG eine besondere Verpflichtung und Vorbildfunktion
hat - hat bei diesen Flachen einen grof3en Einfluss und ein enormes Potential. Als Beispiel,
welche Méglichkeiten die dffentliche Hand hat, ist die staatliche Wasser- und Schifffahrtsdirek-
tion zu nennen, die mit ihren Flachen das ,Ruckgrat fir das Projekt ,Landgang® (siehe oben)
bereitstellt. Ahnliche Leistungen werden in Niirnberg beispielweise auch durch den staatlichen
Forstbetrieb (BaySF) erbracht.
http://www.baysf.de/de/wald-schuetzen/naturschutzprojekte/forstbetrieb-nuernberg/natur-
schutzgebiet-kiefernwald.html
http://www.baysf.de/de/wald-schuetzen/naturschutzprojekte/forstbetrieb-nuernberg/bio-
topverbundprojekt-sandband.html

Es bietet sich an, auch fur die stadteigenen Flachen - unter besonderer Berlicksichtigung des
Ausgleichsbedarfes, ein Vorgehen zu erarbeiten, u.a. mit folgenden Ansatzpunkten:

- weitere aktive Flachenbevorratung durch die Stadt Nurnberg fur den Naturschutz

- Naturschutzauflagen bei Verpachtung von stadtischen Flachen

- ein Biodiversitatskonzept fur alle stadtischen Grinflachen - unter Beriicksichtigung der
Uberlagernden Funktionen

e Gewasserrandstreifen
Gem. Art 21 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) sowie Art. 16 Abs. 1 Satz 1Nr. 3 Bay-
NatSchG besteht seit dem 01.08.2019 ein Verbot der acker- und gartenbaulichen Nutzung an
Gewassern erster und zweiter Ordnung beidseits mit je 10 m auf Grundstiicken des Freistaats,
weiter mit je 5 m entlang aller Gewdasser (auch dritter Ordnung) in der freien Natur (Gewasser-
randstreifen). Noch unklar ist der konkrete Umgang mit diesem Verbot, nachdem bisher keine
rechtlichen Vorgaben fiir die Umsetzung vorliegen. Erkennbar ist allerdings, dass auch hier
Lésungen gesucht werden, die Ziele auf kooperativem Wege zu erreichen. Nach derzeitigem
Stand sind die Nutzungen gesetzlich verboten, zudem buR3geldbewahrt. Erforderlich erscheint
allerdings, dass im Rahmen von Genehmigungs- und Planungsvorhaben die gesetzlichen Ziel-
setzungen beachtet werden.
In Hinblick auf die Zustandigkeit fiir die Umsetzung ist die Frage noch offen, ob die staatliche
Landwirtschaftsverwaltung oder die jeweiligen Unteren Wasserrechtsbehérden bzw. unteren
Naturschutzbehdrden initiativ werden sollen. Nach Auffassung der Umweltverwaltung ware es
zielfuhrender, wenn diese Aufgabe mdglichst weitgehend in den Geschéftsbereich der Land-
wirtschaftsverwaltung delegiert wiirde, da dort auch weitgehend alle anderen Aufgaben der
Landwirtschaftsférderung gebiindelt sind.
Auf den bereits hierzu bestehenden Internetauftritt wird verwiesen.
http://www.aelf-eb.bayern.de/cms10/aelf-by/landwirtschaft/pflanzenbau/227859/index.php

Der Bayerischen Stadtetag fordert, dass das (bereits bestehende) Vorkaufsrecht an Gewas-
sern fur Freistaat und Gemeinden nach Art. 39 BayNatSchG weiter gestarkt wird. Im Zusam-
menhang mit dem Erwerb von Grundstticken sind allerdings die engen Spielraume der Kom-
munen bei Kaufpreisgestaltung. Hier ware es hilfreich, wenn die zur Umsetzung 6kologischer
Ziele erforderlichen (und i. d. R. auch fur Ausgleichsmal3nahme nutzbaren) Grundstticke hoher
bewertet werden konnten.
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e Einsatz von Biodiversitatsberatern
Gem. Art. 5 d BayNatSchG sollen ab 01.01.2020 bei den Unteren Naturschutzbehérden 50
Stellen speziell zur Umsetzung des kooperativen Ansatzes zur Férderung der Biodiversitéat
geschaffen werden. Nach jetzigem Stand gilt dies jedoch nicht fur die kreisfreien Stadte. Den-
noch ist gerade in diesen Bereichen die Artenvielfalt besonders ausgepragt. Der Bayerische
Stadtetag fordert daher, dass der Mehraufwand bei den kreisfreien Stadten ausgeglichen wer-
den soll.

Das Umweltamt hat Uber externe Finanzierung aus Ausgleichmitteln beim Bayer. Naturschutz-
fonds Personal fir MaRnahmen zur Férderung der Biodiversitat finanziert (Storchenprojekt,
Biodiversitatsagentur). Die Stadt Nurnberg sollte auch lUber das Ende der externen Finanzie-
rung die Arbeiten fortfiilhren und ausbauen. Ahnlich wie an den Landkreisen ware eine Voll-
zeitstelle angemessen. Den entsprechenden Antrégen der Verwaltung zur Stellenschaffung
war jedoch bislang nicht durch den Stadtrat beschlossen worden.

e Starkung der Landschaftspflegeverbande

Gemal Art. 5 Abs. 3 des neuen BayNatSchG ist das Ziel, flachendeckend Landschaftspflege-
verbande sowie eine Koordinierungsstelle einzurichten. Die Stadt Nirnberg hat 1992 den ers-
ten Landschaftspflegeverband (LPV) fir eine Grof3stadt eingerichtet. Der LPV Nirnberg arbei-
tet zusammen mit den Landwirten neben den operativ tatigen Dienststellen sehr maf3geblich
an der Umsetzung von MalRhahmen zur Pflege, Neuanlage, Pflege und Entwicklung von Bio-
topen, auch im Rahmen von Ausgleichsmal3nahmen. Wichtiges neues Aufgabengebiet ist die
Umsetzung von Artenschutzmal3nahmen im Dialog mit den Eigentimern und Flachennutzern.
Die Nachfrage nach seinen Leistungen ist gro3. Dank seiner engagierten und hochwertigen
Arbeit wird der Verein von seinem Erfolg férmlich Gberrollt. Der Verein sollte deshalb personell
weiter gestarkt werden.

e Padagogische Aus-und Fortbildung
Die Ziele und Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden gemanR neuem
BayNatSchG kunftig bei der padagogischen Aus- und Fortbildung in den Lehr- und Bildungs-
planen und bei den Lehr- und Lernmitteln starker beriicksichtigt. Die Stadt Ntrnberg kann hier
einen malf3geblichen Beitrag leisten mit der Energie- und Umweltstation, die im Méarz 2020 am
Wohrder See die Arbeit aufnehmen wird. Mit dem angrenzenden Naturschutzgebiet Pegnitztal
Ost erdffnet sich ein grofRes Betatigungsfeld fur Umweltbildung.

e Reduzierung der Lichtverschmutzung
Mit dem Gesetz wurden zum Schutz der Insektenfauna vor vermeidbarer Lichtverschmutzung
sowohl das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) als auch das Bayerische Immissi-
onsschutzgesetz (BaylmSchG) um entsprechende Vorschriften erganzt und Vollzugszustan-
digkeiten festgelegt.

Unter Lichtverschmutzung wird dabei die Aufhellung des Nachthimmels durch die Streuung
des kinstlichen Lichts und die direkte Blendung durch helle, kinstliche Lichtquellen verstan-
den. Hierdurch wird unter anderem der natirliche Tag-Nacht-Rhythmus von Mensch, Flora
und Fauna negativ beeinflusst bzw. gestért. Um sowohl interessierten Birgerinnen und Bur-
gern, als auch den von den gesetzlichen Regelungen zur Lichtverschmutzung adressierten
Behdrden das Thema zu vermitteln, wurde das beiliegende Merkblatt ,Reduzierung von Licht-
einwirkungen zum Schutz von Végeln und Insekten® herausgegeben und auf der Internetseite
des Umweltamtes verdffentlicht: https://www.nuernberg.de/imperia/md/umweltamt/doku-
mente/tiere pflanzen/merkblatt lichtverschmutzung _e.pdf.
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Die neuen Vorschriften betreffen Uberwiegend die Aufstellung von Beleuchtungsanlagen im
Aul3enbereich. Unter Beleuchtungen und Beleuchtungsanlagen werden einheitlich als eigen-
standige, d.h. nicht als Teil eines Bauwerkes errichtete Beleuchtungsanlagen verstanden, die
in die freie Landschaft wirken. Unter dem Begriff Au3enbereich ist der planungsrechtliche Au-
Renbereich i.S.d. § 35 BauGB zu verstehen, nicht jedoch die blof3e Verortung einer Beleuch-
tung im Freien.

Ausnahmslos unzulassig und unabhéngig vom Ort der Aufstellung sind Himmelstrahler und
Einrichtungen mit ahnlicher Wirkung. Darunter werden Beleuchtungsanlagen verstanden, die
mit nach oben gerichteten Licht und weitlaufiger Sichtbarkeit Aufmerksamkeit erregen sollen,
Schmuck- oder Werbefunktion erfiillen und in der freien Landschaft stérend in Erscheinung
treten. Vom Anwendungsbereich der Norm nicht erfasst sind Stral3enbeleuchtungen, die der
StralRen- und Wegesicherheit dienen, aber auch andere Beleuchtungsanlagen mit Sicherheits-
funktion, die der individuellen oder 6ffentlichen Sicherheit dienen.

Das generelle Verbot der Fassadenbeleuchtung ab 23 Uhr gilt fur alle 6ffentlichen Gebaude,
nicht aber fir die Fassadenbeleuchtung von privaten Gebauden. Es gibt keinen Bestands-
schutz fur bereits existierende Fassadenbeleuchtungen.

Das Verbot von beleuchteten oder lichtemittierenden Werbeanlagen ist auf den Aul3enbereich
i.S.d. 8§ 35 BauGB beschrankt. Die Werbung muss dabei alleiniger Zweck der Beleuchtung
sein. Nicht erfasst sind Beleuchtungen, die zugleich der Sicherheit, z.B. im Stralenverkehr
dienen.

Die den Immissionsschutz betreffenden neuen Vorschriften werden zwar grundséatzlich vom
Umweltamt, Abt. Technischer Umweltschutz, als 6rtlich zustandiger Immissionsschutzbehorde
vollzogen, betreffen aber auch die Geschéftsbereiche anderer Dienststellen und die dort fach-
bezogen verortete Expertise flr Immissionsschutz, z.B. bei Baugenehmigungsverfahren, stad-
tischen HochbaumaRnahmen, Genehmigungen von Veranstaltungen und Gaststatten bzw. fur
die technischen Richtlinien der Stralenbeleuchtung. Naturschutzfachliche Belange von Licht-
einwirkungen, insbesondere deren Wirkung auf geschiitzte Landschaftsbestandteile und Bio-
tope im AulRenbereich i.S.d. § 35 BauGB sind bei entsprechenden Vorhaben regelmafiig im
Benehmen mit der Unteren Naturschutzbehdrde im Umweltamt zu prifen.

Innerhalb der Stadtverwaltung dirften thematisch neben dem Umweltamt somit auch verschie-
dene andere Geschéftsbereiche betroffen sein:

Hochbauamt: Fassadenbeleuchtungen

Bauordnungsbehdorde: Genehmigung von beleuchteten Werbeanlagen

Servicebetrieb offentlicher Raum: StralRenbeleuchtung im AuRenbereich
Ordnungsamt: generelles Verbot von Himmelsstrahlern sog. ,Sky-Beamer* bei Veran-
staltungen/Discotheken/Volksfesten bzw. beleuchtete Werbeanlagen bei Gaststatten
im Auf3enbereich

Es muss ausdricklich darauf hingewiesen werden, dass Beschwerden wegen Belastigungen
durch Lichteinwirkungen aus Nachbargrundstiicken nicht Gegenstand der neuen gesetzlichen
Regelungen sind. Bei diesen Beschwerden wird regelmafig auf den Privatrechtsweg verwie-
sen.
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¢ Klimaneutrale Verwaltung
Mit der Gesetzesnovelle wurde festgelegt, dass die bayerische Verwaltung — im Sinne der
unmittelbaren Staatsverwaltung - bis 2030 klimaneutral sein soll. Dabei wird den Gebietskor-
perschaften empfohlen, vergleichbar vorzugehen. Mit dem Beschluss des Stadtrates vom
24.07.2019 wurde dieses Ziel fur die Stadtverwaltung fur 2035 festgelegt und somit wére im
weiteren Gang der Umsetzung des Stadtratsbeschlusses zu klaren, ob eine Terminharmoni-
sierung moglich ist.

Fazit

Fir die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben sind wie dargestellt noch Fragen offen (Stand
10.12.2019). Die neue Gesetzeslage sieht die Umsetzung vornehmlich im Wege kooperativer
Malnahmen auf privaten Flachen vor. Gerade die kleinen und mittleren landwirtschaftlichen
Betriebe sind dabei wichtige Partner. Auf Flachen im Eigentum der 6ffentlichen Hand besteht
eine besondere Vorbildfunktion und Verpflichtung. Die Umweltverwaltung hélt es daher fir er-
forderlich, gemeinsam mit den betroffenen Dienststellen bzgl. der Flachenbewirtschaftung ein
Konzept fur die stadteigenen Flachen zu entwickeln, unter besonderer Beriicksichtigung von
Ausgleichs- und Artenschutzmafl3nahmen. Die Zielsetzungen fur staatliche Flachen (z.B. bzgl.
Mahzeitpunkt, Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, 6kologischen Landbau, Gewéasserrandstrei-
fen) sollten dabei in Anlehnung an die Vorgaben fir staatliche Flachen erfolgen. Der LPV
Nurnberg arbeitet bereits sehr maf3geblich in Zusammenarbeit mit ortsansassigen Landwirten
am Erhalt der Biodiversitat und sollte zur Unterstitzung dieser Zielsetzungen dabei weiter ge-
starkt werden

Der Bayerische Stadtetag bekréaftigt die Mitverantwortung von Stadten und Gemeinden, Arten-
vielfalt zu schiitzen und zu fordern. Er sieht durch die Ubertragung neuer Aufgaben und neuer
Standards den Bedarf flr eine quantitative, wie qualitative Starkung des Personals in diesen
Behorden - insbesondere den Unteren Naturschutzbehorden. Dies gilt gleichfalls fur eine Stéar-
kung der Unteren Wasserrechtsbehodrden, denen mit der Regelung des Art. 44 Abs. 2 Satz 2
Nr. 4 BayNatSchG die Zustandigkeit zum Vollzug des Art. 16 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG Uber-
tragen wurde, zudem fir den Servicebetrieb Offentlicher Raum/Gruppe Wasserwirtschaft, der
fur die Umsetzung an den Gewassern 3. Ordnung in Nurnberg verantwortlich ist. Die perso-
nelle Starkung muss finanziell gesichert werden, beispielsweise lUber eine Erganzung des Art.
9 Bayerisches Finanzausgleichsgesetz (BayFAG). Er fordert die Vorlage einer Kostenfolgeab-
schatzung. Die Umweltverwaltung wird in diesem Zusammenhang auch weiteren Stellenbe-
darf fur den Vollzug des Artenschutzes und die weiteren Aufgaben aus der Novellierung des
Naturschutzrechtes in Bayern formulieren.

Im Rahmen des Ausgleichsmanagements und bei den anderen genannten Aufgaben und Be-
reichen (stadtische Wasserwirtschaft, Bewirtschaftung offentlicher Freiflachen, Klimaschutz,
Beleuchtung, Hochbau etc.) wird sich weiterer Stellenbedarf ergeben, der auch den Zielen des
Bayerischen Volksbegehrens ,Artenvielfalt und Naturschénheit in Nirnberg dienen wird.

Siedlungsrdume- insbesondere grof3e Stadte- sind mit ihrer Lebens-und Strukturvielfalt Hot-
spots der Biodiversitat. Sie haben damit erhebliche Bedeutung und damit Verantwortung zu
deren Erhalt. Es besteht dringender Handlungsbedarf zur Sicherung von Natur- und Artenviel-
falt im Stadtgebiet. Letztendlich sollte der Schutz der Artenvielfalt konsequentes Ziel und eine
Querschnittsaufgabe aller politischen und wirtschaftlichen Entscheidungen sein.

Um die durch das Volksbegehren erreichten Gesetzesanderungen als Querschnittsaufgabe in
der Verwaltung zu implementieren, bedarf es weiterer Konkretisierungen in Form von Ausfih-
rungsbestimmungen durch den Freistaat, wie auch eine querschnittsorientierte Ausgestaltung
in der Stadtverwaltung. Hierzu sind weitere verwaltungsinterne Abstimmungen und Ressour-
cen erforderlich. Unabhéngig davon sollte die Gesetzesnovelle zum Anlass genommen wer-
den die Vorbildfunktion der Stadt Nirnberg in den fraglichen Handlungsfeldern zu scharfen,
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freiwillige Kooperationen (z.B. mit Landwirtschaft und Naturschutzverbanden) zu starken so-
wie die Zusammenarbeit mit der staatlichen Wasserwirtschafts- und Landwirtschaftsverwal-
tung weiter zu entwickeln.
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Besuchen Sie: ;I. l.. A BOyeHSCher
www.staedtetag.blog StO dtet(]g

RUNDSCHREIBEN Nr. 115/2019 Referentin Monika Geil}

Telefon 089 290087-12
an alle Telefax 089 290087-62
Mitgliedsté_dte und -gemeinden E-Mail monika.geiss@bay-staedtetag.de
des Bayerischen Stadtetags

Az. A 324/03-003

Nr. 50/2019 Ge/Bau

Datum 1. August 2019

Volksbegehren "Artenvielfalt und Naturschdnheit in Bayern - Rettet die Bienen!" und
Zweites Gesetz zugunsten der Artenvielfalt und Naturschdnheit in Bayern
insbesondere: Verbot der Fassadenbeleuchtung 6ffentlicher Geb&aude ab 23 Uhr

in Kraft getreten!

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Gesetz zur Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes zugunsten der Artenviel-
falt und Naturschonheit in Bayern (,, Rettet die Bienen!*) und

das Zweite Gesetz zugunsten der Artenvielfalt und Naturschdnheit in Bayern (Gesamtge-
sellschaftliches Artenschutzgesetz — Vers6hnungsgesetz)

wurden im Gesetzes- und Verordnungsblatt vom 31. Juli 2019 verkiindet. Sie sind damit zum
1. August 2019 in Kraft getreten.

Die Gesetzestexte (GVBI. 2019, Seiten 405 ff. sowie GVBI. 2019, Seiten 408 ff) kdnnen tber
die Verkiindungsplattform https://www.verkuendung-bayern.de/gvbl/ abgerufen werden.

Der Bayerische Stadtetag hat die Belange von Stadten und Gemeinden im Rahmen des Run-
den Tischs und seiner begleitenden Fachgruppen sowie im parlamentarischen Verfahren um-
fassend eingebracht.

Zu den einzelnen Inhalten der neuen Gesetzeslage und den Positionen des Bayerischen Stad-
tetags verweisen wir auf anliegende Prasentation (Anlage 1), die wir Ihnen gerne auch zur wei-
teren Verwendung zur Verfiigung stellen. Ferner tbermitteln wir ein Informationsblatt des Um-
weltministeriums (Anlage 2).

Bayerischer Stadtetag Telefon E-Mall

Prannerstral3e 7, 80333 Munchen Tel: (089) 29 00 87-0 post@bay-staedtetag.de
Postanschrift Telefax Website

Postfach 100254, 80076 Minchen Fax: (089) 29 00 87-70 www.bay-staedtetag.de

27



Im Besonderen mochten wir Sie auf die Neuregelung des § 15 BaylmSchG hinweisen. Dem-
nach gilt ab sofort fiir 6ffentliche Gebaude wie Rath&user, Amter oder touristische Anlagen ein
generelles, bul3geldbewehrtes Verbot der Fassadenbeleuchtung ab 23 Uhr bis zur Morgen-
dammerung. Das Verbot gilt nicht, soweit die Beleuchtung durch Rechtsvorschrift oder in Voll-
zug rechtlicher Vorgaben vorgeschrieben oder soweit sie zur 6ffentlichen Sicherheit erforderlich
ist.

Mit freundlichen Grif3en

Monika Geifl3

Anlagen



Anlage 1 zum Rundschreiben Nr. 115/2019 des Bayerischen Stadtetags vom 01.08.2019

| Bayerischer
Stadtetag

Artenvielfalt und Biodiversitat
In Stadten und Gemeinden

Neue Gesetzeslage,
Positionen des Bayerischen Stadtetags
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Monika Geifl3
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E@ﬁ | 2?55%?88” Gesetzeslage ab 1. August 2019

Gesetz zur Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes zugunsten
der Artenvielfalt und Naturschonheit in Bayern (,,Rettet die Bienen!*)
vom 24. Juli 2019, GVBI. 2019, Seiten 405 ff.

In-Kraft-Treten am 1. August 2019

Zweites Gesetz zugunsten der Artenvielfalt und Naturschdnheit in Bayern
(Gesamtgesellschaftliches Artenschutzgesetz — Versohnungsgesetz)
vom 24. Juli 2019, GVBI. 2019, Seiten 408 ff.

In-Kraft-Treten am 1. August 2019 (mit Ausnahmen)

Regelungen von kommunaler Bedeutung,
bemerkenswerte Inhalte ...

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 3
Monika Geifl3
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@3 I g%ygggger Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[l  Kommunale landwirtschaftliche Betriebe

Art. 3 Abs. 4 bis 7 BayNatSchG
Verbot biodiversitatsschadlicher Bewirtschaftungsmethoden

Art. 1la BayNatSchG
anteilige Quoten fiir den Okolandbau (bayernweite Zielvorgabe!)

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019

Monika GeilR
32



@3 | E?o-yﬁ{e'?gger Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[l Kommunale forstwirtschaftliche Betriebe

Art. 3 BayNatSchG

Vorrangiges Ziel im Staatswald: Biologische Vielfalt unter Erhalt der
Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion der Walder

Art. 5¢c BayNatSchG

Forderprogramm flr besonders wertvolle Nutzungsformen und flr
Erhaltungsmalinahmen dkologisch besonders wertvoller Strukturen
und Standorte im Privat- und Korperschaftswald

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019
Monika Geifl3
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@3 | E?o-yﬁ{e'?gger Gesetzeslage ab 1. August 2019

//  Erweiterung Biotopschutz

Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und 7 sowie Satz 2 BayNatSchG
Ausdehnung des Biotopschutzes auf Streuobstbestande und

arten- und strukturreiches Dauergrinland; konkrete Abgrenzung der
Biotope erfolgt durch Rechtsverordnung;

Unterhaltungsmal3nahmen sowie normale Bewirtschaftung insgesamt weiter
moglich (beispielsweise Mahd, Ersatz von einzelnen Baumen, Bekampfung
der Kirschfruchtfliege mit Pestiziden);

Verbesserung der Forderung

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 6

Monika GeilR
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@ | 2%5{588” Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[l Gewasserrandstreifen

Art. 16 Abs. 1 Satz 1, Art. 44 Abs. 2 BayNatSchG
allgemeingultiges Verbot garten- und ackerbaulicher Nutzung von Gewasser-
randstreifen in einer Breite von mindestens 5 m;

Vollzug des Verbots durch Wasserbehdrden

Art. 21 BayWG

Verbot der garten- und ackerbaulichen Nutzung von Gewasserrandstreifen

an Gewassern erster und zweiter Ordnung auf Grundstticken des Freistaates in
einer Breite von 10 m, im Ubrigen entsprechende Ausdehnung im Rahmen
verfligbarer Haushaltsmittel

Forderung des Stadtetags:
Es sollen ausreichend Haushaltsmittel bereitgestellt werden, um die Zielvorgabe
eines Randstreifens von 10 m entlang von allen Gewassern zu erreichen.

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 7
Monika Geifl3
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@ I E%{il?gger Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[ Biotopverbund

Art. 19 BayNatSchG
Ausbau des Biotopverbunds bis 2030 auf 15% des Offenlandes; dabei haben

Vernetzungskorridore entlang von Gewassern, Waldrandern und
Verkehrswegen besondere Bedeutung;

Umsetzung im Wege kooperativer Mal3nahmen (Vertragsnaturschutz)

Forderungen des Stadtetags:

Landschaftsplanung (LP) muss als Instrument fur ein strategisches Flachen-
management zum Ausbau des Biotopverbundes gestarkt werden.
Fordermittel nicht nur fir Umsetzung des LP, sondern auch flr Konzeption.

Vernetzung muss im Vollzug der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
(Leitfaden und BayKompV) honoriert werden.

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 8
Monika Geifl3
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@ \ g%y(?{gigger Gesetzeslage ab 1. August 2019

I

I

Starkung der Landschaftspflegeverbande

Art. 5 Abs. 3 BayNatSchG
Ziel der flachendeckenden Einrichtung von Landschaftspflegeverbanden in
Bayern sowie einer Koordinierungsstelle

Biodiversitatsberatung

Art. 5d BayNatSchG
Einsatz von Biodiversitatsberatern bei den
Unteren Naturschutzbehorden (ab 1. Januar 2020)

Forderung des Stadtetags:

Mehraufwand bei den kreisfreien Stadten muss ausgeglichen werden.
Bisherige Biodiversitatsberatung auf Regierungsebene muss flr
Uberortlichen Kontext zusatzlich fortgeftihrt und ausgebaut werden.

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 9
Monika Geifl3
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@ | 2%5{588” Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[ Empfehlungen an Stadte und Gemeinden
(= MalBnahmen staatlicher Selbstbindung)

Art. 11c BayNatSchG
bis 2030 klimaneutrale Verwaltung

Art. 7 Abs. 2 BayBO
angemessene Begrinung und Bepflanzung von Gebauden/ Freiflachen

Art. 30 Abs. 2 BayStrwG

Bewirtschaftung von Stral3enbegleitgrin im Sinne von Artenvielfalt,
insbesondere als Magergrinland

Forderung des Stadtetags:

Optimierung der abfallwirtschaftlichen Verwertungsmaoglichkeiten
des Schnittguts

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 10
Monika Geifl3
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@ | g%ygggger Gesetzeslage ab 1. August 2019

I/ Landschaftspflegeprogramm

Art. 5a BayNatSchG

Gesetzliche Verankerung von Fordermitteln fur kommunale Natur- und
Artenschutzmal3inahmen wie Biodiversitditsmanagement, Mal3nahmen zur
Umsetzung von Landschaftsplanen, Bluhflachen in Parks, Potentialanalysen flr
die Entwicklung von Eh-da-Flachen

Forderung des Stadtetags:
Abstimmung der konkreten Forderprogramme mit den kommunalen
Spitzenverbanden

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 11
Monika Geifl3
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@ | 2%5{588” Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[ Vermeidung von Lichtverschmutzung

Art. 11a, Art. 44 Abs. 2 Satz 2 BayNatSchG
Verbot von Himmelsstrahlern und Einrichtungen ahnlicher Wirkung;

Beleuchtungsanlagen im Aul3enbereich: Auswirkungen auf Insektenfauna
mussen Uberprift und Ziele des Artenschutzes bericksichtigt werden;

Genehmigungspflicht von Beleuchtungsanlagen in unmittelbarer Nahe von
geschutzten Landschaftsbestandteilen und Biotopen,;

Vollzug des Art. 11a durch die Unteren Immissionsschutzbehotrden

Forderung des Stadtetags:
Regelwerk fur eine artenfreundliche Beleuchtung zur Vermeidung von
Einzelfallprifungen und Haftungsrisiken

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 12
Monika Geifl3
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@ | g%ygggger Gesetzeslage ab 1. August 2019

/[ Vermeidung von Lichtverschmutzung

Art. 15 BaylmSchG
Verbot der Beleuchtung von Fassaden der offentlichen Hand von
23.00 Uhr bis zur Morgendammerung;

Verbot beleuchteter Aul3enwerbung im Aul3enbereich, Gemeinden kdnnen
Ausnahmen fur Gaststatten und Werbung an Statte der Leistung zulassen
(Einzelfallprifung/-abwagung)

Anmerkung:

Stadtetag hat Befugnis zur Erteilung von Ausnahmen wegen des Verwaltungs-
aufwands im parlamentarischen Verfahren abgelehnt!

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 13
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I Bayerischer Bewirtschaftung gemeindlicher
Stddtetag Flachen

Bewirtschaftung eigener Flachen im Sinne des Naturschutzes und der
Landschaftspflege = Pflichtaufgabe nach Art. 1 BayNatSchG

/I Okologisches Pflegekonzept und -management fiir kommunales Grin
/I Okologische Kriterien bei der Verpachtung von landwirtschaftlichen Flachen

I/l Anlage, Erhalt und Pflege arten- und blutenreicher Flachen auf Grinflachen,
im Stral3enbegleitgrin und auf sog. ,Eh-da-Flachen®, auch mit Totholzanteilen

/[ Bewirtschaftung von Vogel- und Fledermauskasten in Grinanlagen

/I Verzicht auf Pestizide, Mahen statt Mulchen, Verzicht auf Kreiselmahwerke,
Laubblaser und herkdmmliche Mahroboter

,Gschlampert“ = mehr Artenvielfalt !

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 15
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I

I

I

I

Bayerische :
Stc‘:‘ydtrétog r Hoch- und Tiefbau

MalRnahmen gegen Vogelschlag
beispielsweise bei La&rmschutzwéanden:
Verwendung von vogelschlagsicherem Glas

Begrinungsmallinahmen
an Fassaden, auf Dachern und auf dem Grundstuck

Schaffung von Quartieren/Nistplatzen
an Gebauden fur Flederméause und Gebaudebriter

artenfreundliche Beleuchtung
Stral3enbeleuchtung, Beleuchtung von Turmen, Fassaden
Minimierung der Lichtemissionen in Park- und Griinanlagen

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 18
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Bayerischer Gemeindliche Rechtsetzung
Stddtetag

Bebauungsplane,
Grunordnungsplane

Stadtebauliche Vertrage

Baumschutzverordnung
Gestaltungssatzungen nach BayBO

Okologische Kriterien fur Grundstiicksvergaben

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 19
Monika Geifl3
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| Bayerischer . Ausbau des
Staatetag Biotopverbunds/Vernetzung

/[ Sicherung eines Biotopverbunds lber die
Landschaftsplanung
* Schonung landwirtschaftlicher Produktionsflachen
* Schaffung von Vernetzungskorridoren
(Wege, Trassen, Gewasser, Waldsaume)

Il Umsetzung des Biotopverbunds tUber
Ausgleichsflachen und —pools
Zu diskutieren:

Wie kann Landwirtschaft besser eingebunden werden?

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 20
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Bayerischer .
E@ﬁ | Stoyd’[et(]g Grundsatzpositionen

Beschluss des Vorstandes vom 7. Mai 2019 (geklrzte Fassung):

Il Der Vorstand bekraftigt die Mitverantwortung von Stadten und Gemeinden,
Artenvielfalt zu schitzen und zu fordern. Er verweist auf die Pflichtaufgabe von
Stadten und Gemeinden, ihre Grundstlicke im Sinne der Ziele und Grundsatze des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu bewirtschaften, und auf die Rolle von
Stadten und Gemeinden als Vorbild gesellschaftlichen Handelns.

/[ Der Vorstand ist fur naturschutzfachliche Vorgaben wie Zielvorgaben oder fachliche
Standards zur Forderung der Artenvielfalt auf kommunalen Grundstiicken offen,
soweit sie tatsachlich und wirtschaftlich realisierbar sind. Bei der Etablierung
dieser Vorgaben spricht sich der Vorstand flr den Grundsatz der Freiwilligkeit
und fur die Auflage von Anreizprogrammen aus.

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 21
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Bayerischer .
E@ﬁ | Stoyd’[et(]g Grundsatzpositionen

Beschluss des Vorstandes vom 7. Mai 2019 (geklrzte Fassung):

/[ Als ein zentrales Handlungsfeld von Stadten und Gemeinden sieht der Vorstand
auch die Vernetzung von Lebensrdumen. Hierzu muss die Landschaftsplanung
als Instrument flr ein strategisches Flachenmanagement gesetzlich fortentwickelt
und gestarkt werden. Ebenso sollte die Vernetzung von dkologischen Flachen im
Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung honoriert werden.

/[ Stadte und Gemeinden kdnnen bereits Uber die Bauleitplanung, Ortsplanung
(Gestaltungssatzungen, Baumschutzverordnungen) und informelle Planungen
Grundlagen fir eine artenreiche Siedlungsentwicklung legen. Der Vorstand
empfiehlt Stadten und Gemeinden, die Artenvielfalt in all diesen Planungen von
Beginn an mitzudenken. Stadte und Gemeinden bendtigen hierbei eine
umfassende fachliche Unterstiitzung durch die Naturschutzbehdérden, insbesondere
mittels ausreichender Datengrundlagen, Handlungsleitfaden und Beratung.

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 22
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Bayerischer .
E@ﬁ | Stoyd’[et(]g Grundsatzpositionen

Beschluss des Vorstandes vom 7. Mai 2019:

/[ Zur besseren Einbindung der Belange der Landwirtschaft in gemeindliche
Planungen empfiehlt der Vorstand, den Aufbau dauerhafter Kommunikations-
strukturen zwischen Stadt-/ Gemeindeverwaltungen und der 6rtlichen
Landwirtschaft. Bei der Realisierung von Malinahmen ftr den Naturschutz und die
Artenvielfalt sollte die gute Praxis der Zusammenarbeit von Kommunen, Land-
wirtschaft und Naturschutzverbanden, insbesondere tber die Landschafts-
pflegeverbande, weiter ausgebaut werden. Wesentlich ist auch die Einbindung der
Offentlichkeit in die Konzeption und Realisierung von MaRnahmen.

/[ Der Vorstand fordert eine Bildungs- und Fortbildungsoffensive des Freistaates.

/[ Stadte und Gemeinden praktizieren bereits jetzt schon erfolgreich eine Vielzahl an
Strategien und Beitragen zur Artenvielfalt. Der Vorstand regt daher die
Einrichtung einer Vernetzungsplattform flir best-practice-Beispiele auf Ebene des
Freistaates an.

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 23
Monika Geifl3
51



@ I Bayerischer Notwendige gesetzliche
Stadtetag Erganzungen

Forderungen des Stadtetags:

Scharfung der Rechtsgrundlagen fir gemeindliche Ortssatzungen zur
Forderung der Artenvielfalt

rechtssichere Satzungsbefugnis flr stadtweite Regularien zur Gebaude-,
Freiflachen- und Fassadengestaltung (Begriinung und Beleuchtung) in der
BayBO

Ausreichende Personalausstattung (quantitativ wie qualitativ) in den
Unteren Naturschutzbehdrden und Unteren Bauaufsichtsbehdrden zur
Vollzugskontrolle im FAG finanziell absichern

gemeindliche Pflanzgebote sind nicht der richtige Weqg!

Landschaftsplanung (LP) als Instrument flr ein strategisches
Flachenmanagement zum Ausbau des Biotopverbundes ausbauen
beispielsweise durch Koppelung der verbindlichen Aussagen eines
Landschaftsplans an ein gemeindliches Vorkaufsrecht im BayNatSchG

Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 24
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@ ‘ Bayerischer Notwendige fachliche Unterstiitzung
Stadtetag durch den Freistaat

Handreichung und Forderanreize zum o6kologischen Pflegekonzept
und —-management

Handreichung mit Empfehlungen fur dkologische Auflagen bei der
Verpachtung von kommunalen landwirtschaftlichen Flachen
Okologischer Landbau — konventioneller Landbau unter Verzicht von
biodiversitatsschadlichen Bewirtschaftungsmethoden — Mdéglichkeiten der
Pachtzinsminderung — Bertcksichtigung der KULAP-FoGrderung

Leitfaden fir Kommunen zu Instrumenten und Inhalten einer artenreichen
Gestaltung von Siedlungs- und Gewerbeflachen sowie
artenschutzgerechten Beleuchtung

Einrichtung einer Vernetzungsplattform fir kommunale Best-Practice

(Fort-) Bildungsoffensive des Freistaates
insbesondere fur Dienstkrafte, Stadt- und Gemeinderate, Dienstleister
Artenvielfalt und Biodiversitat Juli 2019 25
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Anlage 2 zum Rundschreiben Nr. 115 des Bayerischen Stadtetags vom 01.08.2019

wiN/g
S >
tf )
@ c : . : .
g S Bayerisches Staatsministerium fur
B Umwelt und Verbraucherschutz

Vean®

Staatsminister Thorsten Glauber informiert

Meilenstein fiir den Schutz der Artenvielfalt

So setzen wir das Volksbegehren ,, Artenvielfalt und Naturschonheit
in Bayern” um

Das Artensterben ist neben dem Klimawandel eine der drangendsten Herausforderun-
gen im Umweltschutz. Der Bayerische Landtag hat zum Schutz der biologischen Vielfalt
das Volksbegehren , Artenvielfalt und Naturschénheit in Bayern” angenommen und unter
dem Leitsatz , Annehmen — Verbessern — Verséhnen” umfangreiche Anderungen insbe-
sondere des Bayerischen Naturschutzgesetzes beschlossen. Ziel ist ein deutliches Plus
beim Artenschutz. Die neuen gesetzlichen Regelungen, die am 1. August 2019 in Kraft
treten, werden durch umfangreiche Forderprogramme und mehr Beratung begleitet.

Das Bayerische Umweltministerium informiert (iber die wesentlichen Anderungen, die

sich aus der Umsetzung des Volksbegehrens und der begleitenden Gesetzgebung ergeben:

Der Biotopverbund wird in ganz Bayern entlang der Bache und Flusse,
im Offenland und im Wald ausgebaut

Mehr Gewasserrandstreifen

Wir weisen an allen natlrlichen und naturnahen Gewassern einen Gewasserrandstreifen
mit einer Breite von finf Metern aus. Eine Grinlandnutzung ist weiterhin maglich, nicht

jedoch eine garten- und ackerbauliche Nutzung. Zuséatzlich verpflichtet sich der Freistaat
auf staatlichen Flachen an Gewassern erster und zweiter Ordnung einen zehn Meter

breiten Gewasserrandstreifen auszuweisen.

Mehr Biotopverbund im Offenland

Der Biotopverbund ist eine zentrale Malinahme, um dem Artenverlust entgegen zu
wirken. Bisher sind weniger als zehn Prozent der Offenlandflache in Bayern in der Bio-
topkartierung erfasst. Bis 2030 soll der Biotopverbund auf mindestens 15 Prozent der
bayerischen Offenlandflache erweitert werden (zehn Prozent bis 2023 und 13 Prozent
bis 2027). Er wird kinftig auch Gewasserrandstreifen sowie bllitenreiche Sdume und
Wialdrander umfassen, so dass die Kulturlandschaft wieder ein Netz von Lebensstatten

fur wildlebende Arten aufweist.
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Mehr Biodiversitat in den Waldern

Bis 2023 wird auf zehn Prozent des Staatswaldes ein griines Netzwerk an Naturwaldflachen, die dauer-
haft forstwirtschaftlich nicht genutzt werden, eingerichtet. Ziel ist ein Verbundsystem von Naturwaldern
mit besonderer Bedeutung flr die Biodiversitat.

Der Schutz 6kologisch hochwertiger Lebensraume und Strukturen wird ausgeweitet

Streuobstbestande und arten- und strukturreiches Dauergriinland

Streuobstbestdnde und arten- und strukturreiches Dauergrinland werden unter bestimmten Vorausset-
zungen gesetzlich geschitzte Biotope. Welche Bestande genau erfasst werden, wird in einer Rechtsver-
ordnung der Staatsregierung zeitnah festgelegt. UnterhaltungsmalRnahmen fir die Streuobstbestédnde
sind weiterhin moglich, so wie eine normale Bewirtschaftung insgesamt weiterhin moglich sein wird.
Dies gilt beispielsweise flr die Mahd der Flachen, den Ersatz einzelner Badume und auch fir die Be-
kampfung der Kirschfruchtfliege mit Pestiziden. Zudem wird die Forderung sowohl der Streuobstwiesen
als auch des arten- und strukturreichen Dauergriinlands verbessert und damit die naturvertragliche Be-

wirtschaftung dieser Flachen honoriert.

Intensivierter Moorschutz

Uber einen Masterplan Moore werden Hochmoore im Staatswald wieder hergestellt und die Renaturie-
rungsaktivitdten der Naturschutzverwaltung zur Wiederverndssung von Mooren verdreifacht. Das schafft
neue Lebensraume fir Tiere und Pflanzen der Feuchtgebiete und schiitzt das Klima. Moore und Anmoore

werden vor einer Absenkung des Grundwasserstands geschitzt.

Schutz von Alleen und Strukturelementen in der Feldflur

Bei der landwirtschaftlichen Nutzung durfen Feldgehdlze, Hecken, Sdume, Baumreihen, Lesesteinhaufen,
Natursteinmauern, naturliche Totholzansammlungen, Feldraine und Kleingewasser nicht beeintrachtigt
werden. Die Beseitigung oder Beeintrachtigung von Alleen an Verkehrsflachen und Wirtschaftswegen

wird verboten.

Verankerung schonenderer Bewirtschaftungsweisen

Schutz des Dauergriinlands und seiner Pflanzen und Tiere bei der landwirtschaftlichen Nutzung
Um Wiesen und Weiden zu erhalten, ist die Umwandlung von Dauergriinland und Dauergrinlandbrachen
nicht mehr moglich. Auch das Walzen auf Grinland nach dem 15. Marz wird ab 2020 untersagt. Durch
flexible Regelungen im Begleitgesetz werden unzumutbare Harten fir Landwirte vermieden (z. B. Ver-
schiebung des Termins bei Schneelage Mitte Mérz nach hinten). Um Hasen und Vdgel zu schitzen, ist

die Mahd von auf3en nach innen bei Flachen ab einem Hektar kiinftig nicht mehr moglich.

Weiter wird das Ziel festgelegt, dass ab dem Jahr 2020 auf bayernweit zehn Prozent aller Grinlandfla-
chen die erste Mahd nicht vor dem 15. Juni erfolgen soll. Dies wird Uber geforderte freiwillige MalRnah-
men wie den Vertragsnaturschutz umgesetzt. Damit schaffen wir neue artenreiche Wiesen und honorie-

ren die Landwirte fur ihre Arbeit.
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Ausweitung des 6kologischen Landbaus

Die landwirtschaftlichen Flachen in Bayern sollen bis 2025 zu mindestens 20 Prozent und bis 2030 zu
mindestens 30 Prozent nach den Grundsatzen des dkologischen Landbaus bewirtschaftet werden.
Fur staatliche Flachen gilt dies bereits ab 2020.

Verbot von Pflanzenschutzmitteln

Auf den vom Freistaat Bayern bewirtschafteten Flachen wird der Einsatz von Totalherbiziden verboten.
Auch in Naturschutzgebieten, in geschitzten Landschaftsbestandteilen und gesetzlich geschtitzten Bio-
topen ist die Anwendung von Pestiziden verboten, sofern die Flachen extensiv genutzt werden. Dasselbe
gilt ab dem Jahr 2022 fir den flachenhaften Einsatz von Pflanzenschutzmitteln bei der landwirtschaftlichen
Nutzung von Dauergrinland; eine Einzelpflanzenbekdmpfung wird aber auch nach 2022 nach wie vor

moglich sein.

Ausweitung der Naturschutzféorderprogramme

Das Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm (VNP), das Vertragsnaturschutzprogramm Wald (VNP Wald)
und das Landschaftspflegeprogramm werden gesetzlich verankert, inhaltlich ausgeweitet und verstarkt.
So sollen zukiinftig sechs Prozent der landwirtschaftlichen Flache (ber das Vertragsnaturschutzprogramm
so bewirtschaftet werden, dass Bienen und viele andere Tier- und Pflanzenarten davon profitieren kdnnen.
Bei den Weiden sollen die Pramien, zum Beispiel flr Schéafer, Almbauern und Mutterkuhhalter, erhoht
werden. Auch sollen sechs Prozent der Flache des Privat- und Kérperschaftswaldes besonders dkologisch

bewirtschaftet und die Waldbesitzer entsprechend honoriert werden.

Mehr Arten- und Umweltschutz im Siedlungsraum und an Verkehrsflachen

Mehr Griin- und Bliihflachen auf staatlichen Flachen und Gebauden

Straltenbegleitflachen an Staatsstralen sollen moglichst als artenreiche Rasen bewirtschaftet und Larm-
schutzanlagen begrint werden. Zudem sollen Gebaude und Freiflachen im Eigentum des Freistaats Bayern
begrint und bepflanzt werden.

Mehr Biodiversitat und gutes Klima in den Kommunen

Kommunale Biodiversitatsprojekte werden Uber das Landschaftspflegeprogramm geférdert. Stadten, Land-
kreisen und Gemeinden wird empfohlen, Gebdude und Freiflachen in ihrem Besitz zu begriinen, Stral3enbe-
gleitflachen als artenreiche Wiesen zu pflegen und eine klimaneutrale Verwaltung anzustreben.

Reduzierung der Lichtverschmutzung

Um nachtaktiven Tieren wie Fledermausen, Insekten und Zugvdgeln mehr ungestorte Lebensraume zu
bieten, werden stérende Lichtquellen reduziert. Himmelsstrahler und Einrichtungen mit ahnlicher Wirkung
sind deshalb grundsatzlich unzulassig. Die Fassadenbeleuchtung an 6ffentlichen Gebauden wird ab 23 Uhr
abgeschaltet. Im AulRenbereich ist die Beleuchtung von Werbeanlagen grundsatzlich untersagt.
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Klimaneutrale Verwaltung
Ziel Bayerns ist es, im Sinne einer Vorbildfunktion bis zum Jahr 2030 eine klimaneutrale Verwaltung

Zu erreichen.

Verbesserte Umsetzung vor Ort und Bewusstseinsbildung

Starkung der Landschaftspflegeverbande und Naturparke

Landschaftspflegeverbande sollen flachendeckend in Bayern tatig werden. Damit wird in allen baye-
rischen Regionen eine Kooperation von Landwirten, Naturschitzern und Kommunen zur praktischen
Umsetzung von NaturschutzmalRnahmen etabliert. Der Staat will dabei die Aktivtaten der Landschafts-
pflegeverbande fur mehr Biodiversitat und Artenschutz noch intensiver unterstitzen. Auch die Naturparke
werden zukUnftig fUr ihre Aufgaben zuséatzliche Unterstlitzung erhalten.

Bessere Beratung vor Ort

Wir etablieren zusétzliche Biodiversitatsberater an den unteren Naturschutzbehorden und Wildlebens-
raumberater an den Amtern fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten. Damit verstarken wir die Be-
ratung in Fragen der Forderung, leisten Hilfe bei der Umsetzung von dkologischen Mafinahmen und
begleiten den Aufbau des Biotopverbunds. Wir setzen zusatzliches Personal und zuséatzliches Geld ein,

damit die anspruchsvollen Vorgaben gemeinsam mit allen Betroffenen umgesetzt werden kénnen.

Mehr Naturschutz in Erziehung, Aus- und Fortbildung

Die Ziele und Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere auch mit ihrem
Bezug zur Landwirtschaft, werden kiinftig bei der padagogischen Aus- und Fortbildung, in den Lehr-
und Bildungsplanen und bei den Lehr- und Lernmitteln starker beriicksichtigt.
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Berichtsvorlage

UwA/005/2019

Beratung Datum Behandlung Ziel
Umweltausschuss 22.01.2020 offentlich Bericht
Betreff:

Bewerbung fur das Bundesweite Verzeichnis des Immateriellen Kulturerbes: Wéasserwiesen
in Franken. Traditionelle Bewasserung im Flussgebiet von Rednitz, Regnitz und Wiesent

Bericht:

Im Oktober 2019 erfolgte die Antragstellung der Nirnberger und Forchheimer Wéasserverbande
sowie der Wasserradgemeinschaft in Méhrendorf zur Bewerbung der Wasserwiesennutzung in
Franken als Immaterielles Kulturerbe. Antragsteller der Bewerbung sind als Trager der
Tradition die jeweiligen genossenschaftlich organisierten Verbande. Koordiniert wurde die
Antragstellung Uber das Umweltamt der Stadt Nurnberg mit Unterstiitzung des Landratsamtes
Forchheim, Blrgermeisteramt in Méhrendorf und Amt flr Denkmalpflege in Schloss Seehof.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
[] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[ ] dauerhaft [ ] nur fir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr
davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr
Seite 1 von 3
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

1 Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja Durch die beabsichtigte Anerkennung historischer, traditioneller
landwirtschaftlicher Bewirtschaftungsformen als immaterielles Kulturerbe
werden erkennbar keine Diversity-Belange berthrt.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Bewerbung fir das Bundesweite Verzeichnis des Immateriellen
Kulturerbes (IKE):

Wasserwiesen in Franken. Traditionelle Bewasserung im Flussgebiet von

Rednitz, Regnitz und Wiesent

Die traditionelle Wiesenbewésserung im Flussgebiet der Rednitz/Regnitz ist seit dem spaten
Mittelalter belegt und diente im regenarmen Mittelfrankisches Becken zur Bewésserung der
Wiesen in den meist sandigen Talauen. Die Bewéasserung erfolgt Gber Ausleitungen aus einem
FlieBgewasser und nachfolgendem Grabenstausystem oder Uber Hebetechnik mittels
Schopfradern. Da Wasser keine Grenze, auch keine Parzellengrenze kennt, kann die

Wasserung nur gemeinschaftlich durchgefihrt werden.

Schriftlich belegt sind die ersten genossenschaftlich organisieren Wasserverbénde und
Schopfrader fur die Region seit dem 15. Jahrhundert durch Urkunden, "Wa&sserordnungen"
und -"briefe" (z. B. Reichelsdorfer Wasserbrief von 1520). Hochphasen des Ausbaus von
Bewasserungssystemen lagen im Hochmittelalter und im 19. Jahrhundert.

Industrialisierung und Modernisierung der Landwirtschaft mit Mechanisierung und Einsatz von
Kunstdinger ab Anfang des 20. Jahrhunderts haben Bewdasserungsflachen zur Seltenheit

werden lassen.

Heute wirtschaften genossenschaftlich organisierte Landwirte im Flussgebiet der Regnitz,
Regnitz und Wiesent noch auf rund 800 ha Wiesenflachen in dieser traditionellen
Nutzungsform und halten diese alte Kulturtechnik lebendig. Die Anlagen in Stand zu halten
erfordert alljahrlich kdrperlichen, geistigen und finanziellen Einsatz aller Mitglieder. Daher
kommt den Traditionspflegern der Wassergenossenschaften und Schopfradbaus eine hohe
Bedeutung im Hinblick auf historische nachhaltige Landnutzungsformen. Gleichzeitig wird eine
landwirtschaftliche Kulturlandschaft erhalten, die einen hohen 6kologischen Wert hat (s. z.B.
FFH-Gebiete im Bereich der Rednitz/Regnitz).

Im Gebiet des Rednitztals bei Nirnberg sind es mit den stadtibergreifenden Flachen von
Schwabach rund 170 ha, die von 8 Verbadnden mit jeweils 3 bis ca. 15 Landwirten

bewirtschaftet werden.

Um die Bedeutung dieser alten Kulturtechnik stéarker in das ¢ffentliche Bewusstsein zu bringen
fand im September 2019 ein gemeinsames Treffen und die Bildung einer
Interessengemeinschaft der Nirnberger und Forchheimer Wasserverbande sowie der
Wasserradgemeinschaft Mohrendorf statt. Daraufhin erfolgte im Oktober 2019 die Bewerbung
durch die Wasserverbédnde zur Anerkennung der frankischen Wasserwiesennutzung als

Immaterielles Kulturerbe.
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Koordiniert wurde die Antragstellung Uber das Umweltamt der Stadt Niurnberg mit
Unterstitzung des Landratsamtes Forchheim, Burgermeisteramt in Moéhrendorf, dem Amt fur
Denkmalpflege in Schloss Seehof und Prof. Leibundgut aus der Schweiz. Zu den
vorbereitenden Aktivitaten zum Erhalt der frAnkischen Wésserwiesen auf regionaler Ebene
wurde bereits im Umweltausschuss am 01.02.2017 berichtet. Hierauf wird verwiesen.

Mit aktuellem Stand kann festgestellt werden, dass zahlreiche Kriterien der UNESCO fur die
Anerkennung als Immaterielles Kulturerbes (IKE) erfillt sind, wie z.B.:

1. Die frankischen Wasserwiesen sind raumpréagende Kulturflachen, die das Landschaftshild
der Flusstéler bestimmen.

2. Die immateriellen Werte der Bewasserungstechnik, des alten Wissens und der
Kulturtechnik werden noch gelebt.

3. Die regelmafigen Gemeinschaftsarbeiten wie Grabenpflege und der jahrliche Auf- und
Abbau der Schopfrader sind stark identitatsstiftend.

4. Die Kulturtechnik férdert den Respekt vor der Natur und erfordert ein spezifisches
(Erfahrungs-)Wissen der komplexen Zusammenhange von  Bodennutzung,
Wasserhaushalt und Wasserungstechnik, die in jeder Anlage unterschiedlich sind und nur
Uber Erfahrungswerte von Generation zu Generation weitergeben werden.

5. Die Nachhaltigkeit dieser Landnutzungsform ist gegeben. Die gefluteten Wiesen wirken
sich gerade im Zuge des Klimawandels als abkihlende Frischluftschneisen sehr positiv
auf das Stadtklima aus. Sie tragen zur Grundwasserneubildung bei und sind
biodiversitatsfordernd.

6. Die Bewdasserung wird im Projektgebiet durch die Gemeinschaften naturgeman standig
wieder neu erschaffen, da die Bewasserung an wirtschaftliche und agrarsoziale

Entwicklungen angepasst werden muss.

Ziel der sich im Rahmen des IKE-Antrags verbindenden Akteure ist, weitere storende Eingriffe
in die Flachen zu vermeiden, die Bedeutung der Wiesenwasserung fiur die Gesellschaft zu

vermitteln und weitere Unterstitzung in ideeller und finanzieller Hinsicht zu gewinnen.

Im Rahmen bundesweit einheitlicher Bewerbungsphasen gibt es alle zwei Jahre die
Mdoglichkeit, einen Aufnahmeantrag einzureichen. Dies erfolgt grundsatzlich in dem
Bundesland, in dem die Antragsteller wohnen. Eine unabhdngige Expertenkommission
begutachtet zunachst auf Grundlage des UNESCO-Ubereinkommens die eingereichten
Bewerbungen. Auf Basis dieser fachlichen Empfehlung wird in Bayern Gber eine Aufnahme in
das Bayerische Landesverzeichnis sowie die Nominierung fur das bundesweite Verzeichnis

entschieden.

Ein Expertengremium in Minchen behandelt die Bewerbung der frankischen

Wasserwiesennutzung wird im Januar 2020.
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In weiteren Lander wie Osterreich, Belgien und Schweiz wurde bereits die dort noch
vorhandene traditionelle Wiesenbewasserung als Immaterielles Kulturerbe auf nationaler
Ebene anerkannt. Sollte auch die frankische Bewerbung zum Erfolg fuhren, planen die
Wasserverbande eine gemeinsame internationale Bewerbung fur die Reprasentativliste der
UNESCO.
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Beschlussvorlage
Ref.111/099/2019

Beratung Datum Behandlung Ziel
Umweltausschuss 22.01.2020 offentlich Beschluss
Betreff:

Verstarkter Ausbau von Blockheizkraftwerken

Anlagen:
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 30.09.2019

Entscheidungsvorlage

Sachverhalt (kurz):

Der CSU-Antrag vom 30.09.2019 fordert den verstarkten Ausbau von Blockheizkraftwerken
(BHKWS) in Neubau- und Erweiterungsgebieten sowie in Gewerbegebieten. Ziel hierbei soll die
Verdoppelung der vorhandenen BHKW-Anlagen sein. Besonderes Augenmerk soll hierbei auf
den Einsatz von Holzhackschnitzeln aus der Region liegen.

In den beiliegenden Stellungnahmen wird die Dringlichkeit zum Ausbau der KWK erlautert.

Seitens der Verwaltung wird der verstarkte Einsatz von KWK bzw. BHKWSs ausdrticklich
befiirwortet und im Rahmen der Méglichkeiten intensiv unterstiitzt. Der Einsatz von
nachwachsenden Rohstoffen wird dabei besonders begrifdt, vor allem, wenn hierdurch
nachhaltige regionale Wirtschaftskreislaufe unterstiitzt werden.

Aufgrund der gesetzlichen Rahmenbedingungen wird jedoch eine Verdoppelung der
Anlagenanzahl innerhalb der nachsten 5 Jahre bis zum Jahr 2025 als nicht realistisch
eingeschatzt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X Nein (— weiter bei 2.)
[] Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:
[] Ja Es handelt sich um eine Fachdebatte zur inhaltlichen Ausrichtung des Ausbaus
von Kraft-Warme-Kopplung.
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4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Beschlussvorschlag:
1. Der Umweltausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.

2. Die Verwaltung wird beauftragt den Ausbau der Kraft-Warme-Kopplung (KWK) im Rahmen
ihrer Moglichkeiten verstarkt zu unterstutzen.

3. Die N-ERGIE AG wird ebenfalls gebeten ihre intensiven Aktivitaten beim Ausbau der KWK
beizubehalten und wenn moglich zu verstarken.

Seite 4 von 4
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Fraktion der
Christlich-Sozialen Union
im Stadtrat zu Niirnberg

CSU-Stadtratsfraktion Rathausplatz 2 90403 Nirnberg Wolff'scher Bau des Rathauses
_ Zimmer 58
Herrn Oberbiirgermeister N/ A Rathausplatz 2

Dr. Ulrich Maly ' YT Tor 90403 Niirnber,
HEBAERMEIS &
Rathausplatz 2 OBERBURRERMEISTER| Telefon: 0911231~ 2907
i} 02 KT 2819 7 014 Telefax: 0911231-4051
90403 Narnberg e L N /4 ,l_\_) 7%/ 4 E Mail: csu@stadt.nuernberg.de
RE: Ut okt unqnahme ] www.csu-stadtratsfraktion.nuernberg.de

/!/ ) == | zi ' fl'a E t Abisari- “i‘

“ERGIF i x : LI 30.09.2019
P {ﬁ ‘bf f e mr’g(?ér’:er‘ ; /4(14 Dr. Heimbucher / Schuh

Verstérkter Ausbau von Blockheizkraftwerken in Niirnberg

Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister,

Ende 2017 waren in Niirnberg bereits iber 200 Anlagen zur Kraft-Wirme-Kopplung (KWK) installiert, darunter
auch 14 Blockheizkraftwerke (BHKW), die zumindest zum Teil mit Biomasse betrieben werden und damit einen

wichtigen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele erbringen.

Die Installation von BHKWs wird durch den Bund geférdert und solite auch in Nirnberg vorangetrieben werden.
Der Bau von BHKWs kommt im Stadtgebiet vorrangig dort in Frage, wo eine Fernwirmeversorgung nicht méglich
ist, der Abtransport von Biomasse als Energietriger aber gewihrleistet, vor allem aber auch in Stadtrandgebie-

ten noch vorgesehen werden kann.

Als Biomasse-Energietrager kommen dabei auch Holzhackschnitzel in Frage, die in den kommenden Jahren durch
den anstehenden Waldumbau und dem Holzanfall durch Diirreschdden im Reichswald in groBer Menge zur Ver-
fagung stehen. Die Bayerischen Staatsforsten kénnten Holzhackschnitzel unmittelbar aus der Region ausrei-

chend liefern.

Die CSU-Stadtratsfraktion stellt daher zur Behandlung im zusténdigen Ausschuss folgenden
Antrag:

Die Verwaltung priift referatsiibergreifend und in Zusammenarbeit mit der wbg sowie der N-Ergie die
Méglichkeiten, den Bau von BHKWs in Neubau- und Erweiterungsgebieten sowie in Gewerbegebieten
voranzutreiben und die Zahl der installierten BHKW-Anlagen bis zum Jahr 2025 in Niirnberg zumindest
zu verdoppein. Besonderes Augenmerk soll dabei auf den Energietriger Holzhackschnitzel aus der Re-

gion gelegt werden.

Qarcus Konig %f
Fraktionsvorsitzender

A19093000 Ausbau von Blockheizkraftwerken.docx
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Verstarkter Ausbau von Blockheizkraftwerken

Bezuqg: Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 30.09.2019

Hintergrund

Im Klimafahrplan 2010 bis 2050 der Stadt Nurnberg ist die konsequente Nutzung der Kraft-
Warme-Kopplung (KWK) als wichtige MaRnahme zur Erreichung der Klimaschutzziele
definiert.

Ebenso wird im Energienutzungsplan der Europaischen Metropolregion der KWK eine grol3e
Bedeutung zugemessen.

Auch im Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des
Klimaschutzplans 2050 wird die KWK als kompatibel zum Ausbau der erneuerbaren Energien
auf der Strom- und der Wéarmeseite bezeichnet und soll weiter gefoérdert werden. Laut
Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung ersetzen moderne KWK-Systeme
perspektivisch Kohle-KWK-Kraftwerke und sichern so die Strom- und Warmeversorgung ab
und unterstitzen durch eine flexible und systemdienliche Fahrweise die Integration
erneuerbarer Energien @,

Diesen Ansatz greift der CSU-Antrag vom 30.09.2019 auf und fordert den verstarkten Ausbau
von Blockheizkraftwerken (BHKWSs) in Neubau- und Erweiterungsgebieten sowie in
Gewerbegebieten. Ziel hierbei soll die Verdoppelung der vorhandenen BHKW-Anlagen bis
zum Jahr 2025 sein. Besonderes Augenmerk soll hierbei auf den Einsatz von
Holzhackschnitzeln aus der Region liegen.

Kraft-Wéarme-Kopplung (KWK) in NUrnberg

Der energetische Vorteil der KWK-Technologie, z.B. in Form von Blockheizkraftwerken
(BHKWS), liegt auf der hoheren Effizienz bei der Umwandlung der Energierohstoffe in andere
Energieformen. Es kdnnen somit je nach Anlage erhebliche Mengen an Primarenergie und
damit CO; eingespart werden.

Die Effizienztechnologie KWK kann dabei sowohl in zentralen Heizkraftwerken zur Versorgung
ganzer Stadtteile mit Fernwarme eingesetzt werden. Eine solche Anlage wird von der N-
ERGIE AG in Form der Holzhackschnitzel-KWK-Anlage in Sandreuth betrieben, die im
Verbund mit dem Heizkraftwerk lauft. Da es sich hier um eine Grof3technologie handelt, wird
die Holzhackschnitzel-KWK-Anlage aus den folgenden prozentualen Vergleich Uberwiegend
herausgerechnet.

Kleinere Anlagen werden meist Blockheizkraftwerk (BHKW) genannt und werden entweder im
industriellen Sektor zur Bereitstellung von Prozesswarme als auch zur dezentralen
Objektversorgung mit Heizenergie und Strom eingesetzt.

Laut Angaben der N-ERGIE AG sind im Stadtgebiet Nirnberg mit Bezug auf das Jahr 2018
insgesamt 204 KWK-Anlagen mit einer Gesamtleistung von ca. 44.400 kW in Betrieb. Laut
EEG-Jahresmeldung der Main-Donau-Netzgesellschaft (MDN) waren davon 12 Biomasse-
KWK-Anlagen im Einsatz. Die Grol3te hiervon im Heizkraftwerk Sandreuth mit einer Leistung
von ca. 6.000 kW.

(1) Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050
(https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2
019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1)



https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1

Die restlichen BHKW-Anlagen (ohne Holzhackschnitzelanlage Sandreuth), die mit Biomasse
arbeiten, haben eine Gesamtleistung von ca. 3.200 kW. D.h. bezogen auf die Stickzahl
werden nur ca. 5,9% aller BHKWs mit Biomasse betrieben. Bezogen auf die Leistung sind das
ca. 7,4%.

Fur das Verbrauchsjahr 2018 geht das Verhdltnis der erzeugten Strommengen der BHKW-
Anlagen im Bezug zu Gesamtstromverbrauch im Stadtgebiet Nirnberg aus folgender Tabelle
hervor:

Anteil am
Gesamtverbrauch
Gesamtstromverbrauch im Stadtgebiet Ca. 2.855.200 MWh
Nurnberg
Geschatzte Stromerzeugung aller KWK- Ca. 120.000 MWh Ca. 4,2%
Anlagen (ohne Heizkraftwerk Sandreuth)
Gesamte Stromerzeugung aller Biomasse- Ca. 8.800 MWh Ca. 0,3%
BHKW-Anlagen (ohne Hackschnitzelanlage
Sandreuth)

Diese Zahlen machen deutlich, dass der Anteil von Biomasse bisher eine nachrangige Rolle
bei der KWK spielt. Dies liegt im Wesentlichen daran, dass aufgrund der aufwandigen Technik
bei der Verstromung von Biomasse Ublicherweise nur groRere Anlagen ab einer elektrischen
Leistung von ca. 150 KW gebaut werden. Hierdurch entsteht ein groRer finanzieller und
technischer Aufwand bei der Errichtung der Biomasseanlagen, der tberwiegend in Form von
Grof3anlagen Sinn gibt. Ein weiteres Problem stellt die Lagerung der Biomasse dar, die viel
Platz erfordert. Hierdurch reduzieren sich die Einsatzmdéglichkeiten der Biomasse-KWK auf
GrolR3betriebe und spezielle Anwendungsfélle. AuRerdem haben Biomasseanlagen einen sehr
hohen Wartungs- und Betreuungsaufwand.

Bei Erdgas, Biogas oder flissigen Treibstoffen, wie Heiz6l oder Bio-Kraftstoffe ist es einfacher.
Diese kdnnen in Motoren direkt verfeuert werden. Bei dieser Technik spricht man dann von
Blockheizkraftwerkten (BHKW). Diese Technik ist renommiert und es stehen auch BHKWSs in
deutlich kleineren Leistungsklassen zur Verfligung, wodurch eine grof3ere Verbreitung mdglich
und vorhanden ist. Nachteil hierbei ist, dass Uberwiegend der fossile Energietrager Erdgas
verfeuert wird.

Obwohl von der Bundesregierung der Einsatz der KWK propagiert wird, so ist doch der
gesetzliche Rahmen so vorgegeben, dass KWK-Anlagen oft nicht wirtschaftlich darstellbar
sind. Hierbei gilt, dass die Wirtschaftlichkeit umso leichter nachzuweisen ist, je gré3er die
Anlagen ausgelegt sind. D.h. hier ist dringend eine Anpassung der gesetzlichen
Rahmenbedingung notwendig.

Der Anteil der gesamt erzeugten Strommenge aller KWK-Anlagen (auRer HKW-Sandreuth)
liegt bisher erst bei ca. 4,2%. D.h., dass selbst bei einer Verdoppelung der Anteil der KWK-
Anlagen nur eine geringe Rolle bei der Stromversorgung Nurnbergs spielen kann. D.h., dass
es parallel zusatzlich einen verstarkten Ausbau von Erneuerbaren Energien wie Solarenergie
in Ndrnberg geben muss. Zusatzlich muss es in der Metropolregion Nirnberg neben
Solarenergie auch einen verstarkten Ausbau von Windkraft und Biogas geben.

Das Referat fur Umwelt und Gesundheit hat entsprechend des Antrages folgende
Stellungnahmen eingeholt:
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Stellungnahme der N-ERGIE AG vom 29.10.2019

Grundsatzlich ist der Erhalt vorhandener Kraft-Warme-Kopplung-Anlagen (KWK) sowie der
deutliche Ausbau von KWK zwingend und technologisch sowie energiewirtschaftlich sinnvoll.
Ohne deutlichen Ausbau der KWK — in Verbindung mit dem deutlichen Ausbau der
Erneuerbaren — wird weder Energiewende noch Klimaschutz gelingen. Daher setzt sich N-
ERGIE seit Jahren fiur eine Fortfihrung der KWK-Férderung ein.

In Sandreuth betreibt N-ERGIE ja die ,Musterldsung®, bestehend aus Kraftwerk
(Energietrager:  Mulldampf, Holzhackschnitzel und Erdgas), Warmespeicher und
Elektroheizern. Diese Anlagenkonfiguration ermdéglicht sowohl gekoppelte als auch
entkoppelte Warme- und Stromproduktion und enthéalt damit die dringend erforderlichen
Flexibilitatsoptionen, ohne die die Infrastruktur (Erzeugungsanlagen und Netze) deutlich hdher
dimensioniert werden mussten, was Energieversorgung fur Birgerfsinnen und Gewerbe
deutlich verteuern wurde.

Im Bereich der Verbund-KWK/-Fernwarme hat die N-ERGIE jungst erfolgreich an der KWK-
Ausschreibung der BNetzA im Juni 2019 teilgenommen und einen Zuschlag fir ein
Motorenkraftwerk (grof3e Erdgas-BHKWs) mit 2 x 4,5 MW elektrisch (baugleich dem
Motorenkraftwerk in Klingenhof, das 2018 in Betrieb ging) am Standort HW Langwasser
erhalten. Hierfir wurde letzte Woche der Genehmigungsantrag bei der Reg. von Mittelfraken
eingereicht. Zudem ist der Ausbau des Heizkraftwerks Sandreuth mit einer CO2 neutralen und
energiewirtschaftlich sinnvollen Altholzverbrennungsanlage geplant; hier muss die Stadt
Baurecht schaffen und das entsprechende Verfahren einleiten.

Im Bestand (nachtraglicher Einbau) sowie im Neubau ist der Einsatz von BHKWSs letztlich
immer eine Entscheidung des Kunden bzw. Investors (Bautrager, Wohnungswirtschaft, N-
ERGIE etc.). Grundbedingung fir den sinnvollen Einsatz von BHKWs bzw. dezentraler KWK
ist ein passendes Verhdltnis zwischen Strom- und Warmeerzeugung, um die Rest-
Warmekosten preislich attraktiv zu halten. Besonders Holz oder Biogas machen aufgrund der
hoheren Brennstoffeinsatzkosten die Warme teurer bzw. macht nur eine entsprechende EEG-
oder KWK- Forderung auf der Stromseite die Rest-Warmekosten wieder glinstiger (daher auch
unsere Forderung nach Erhalt der KWK-Forderung). Wesentlich fur die Zukunft ist hier, wie
der Gesetzgeber einerseits die KWK-Forderung sowie andererseits die CO2-Bepreisung
festlegt (seitens N-ERGIE erwarten wir hier eine relative Verteuerung von natirlichem Erdgas).

Was weitgehend sinnbefreit ist, ist eine Regelung, wie im alten EEG fixiert. Dort wurden schon
einmal Holzhackschnitzel-/Pelletanlagen oder BHKWSs zur reinen Stromerzeugung geférdert,
ohne dass auch eine ausreichende Warmesenke gegeben ist und dies dann zu einem
nachhaltigen Brennstoffausnutzungsgrad fuhrt. Bei diesen Anlagen wurde und wird Abwarme
oftmals weggekuhlt/vernichtet. Zudem produzieren diese Anlagen oftmals Strom dann, wenn
eh genligend Strom aus Erneuerbaren im Netz vorhanden ist (im schlimmsten Fall werden
dann die Erneuerbaren abgeregelt).

Folglich sind BHKW/KWK-Anlagen nur dort sinnvoll einsetzbar, wo auch die erforderliche
Warmesenke — sprich der Warmebedarf — vorhanden ist. Gerade in Industriegebieten, wo zwar
regelmafig ein grolRerer Strombedarf existiert, aber oft keine analoge Warmeabnahme
vorhanden ist, ist der Einsatz von BHKW regelmafig zu hinterfragen.

Beim Ausbau der BHKW im Stadtgebiet wéare es wiinschenswert, darauf zu achten, dass nicht
Fernwarme substituiert wird. Ansonsten gibt es keinen dkologischen Vorteil. Vielmehr besteht
sonst die Gefahr das Fernwéarmesystem ineffizienter und fur die Kunden teurer zu machen.

Ist der Einsatz von BHKWSs sinnvoll, weil entsprechend passendes Lastprofil vorhanden oder
die Entfernung von der Fernwarme-Leitung zu grof3 ist etc., pruft N-ERGIE — sofern involviert
— gerne den Einbau, investiert und bietet dem Kunden auch Warmecontracting an.




Stellungnahme der wbg Nirnberg vom 24.10.2019

Von den rund 18.500 eigenen Bestandswohnungen werden derzeit rund 14.200
Wohneinheiten mit Fernwarme versorgt. Weitere rund 1.500 Wohneinheiten, mit dem
Schwerpunkt Nordbahnhof- und Nordostbahnhofsiedlung, sollen in den nachsten Jahren auf
Fernwarme umgeristet werden. Weitere rund 150 Wohneinheiten werden derzeit durch
gasbetriebene BHKW versorgt.

Damit sind rund 15.850 Wohneinheiten, somit rund 85 % unseres Bestandes, bereits
zukunftsfahig und anteilig mit regenerativer Energie versorgt.

Die restlichen ca. 2.650 Wohneinheiten werden durch Gaszentralheizungen,
Gasetagenheizungen und Einzel6fen versorgt. Die Gaszentralanlagen wurden im Rahmen
einer umfangreichen Objektpriifung zusammen mit der N-ERGIE 2016 auf die Mdglichkeit
einer Ergdnzung durch ein geeignetes BHKW untersucht. Aufgrund der baulichen
Gegebenheiten, Zuganglichkeit, KellergroRe, Kellerhéhe, Zuluft- und Abgasfihrung, konnte
jedoch nur ein Gebdude gefunden werden, bei dem eine wirtschaftliche Umsetzung
zusammen mit der N-ERGIE 2017 erfolgt ist.

Die derzeit im Bau befindlichen Gebaude werden mit Fernwarme und die drei auBerhalb des
Fernwarmegebietes liegenden Bauvorhaben, Bernhard-, Neuburger-, Oskar-von-Miller-
Stral3e, zuklnftig Uber Geothermie versorgt.

Bei den momentan in Planung befindlichen Neubauquartieren, Branntwein-Areal und
GroRRweidenmiihle, ist ein Nahwarmenetz bzw. der Einsatz eines BHKW in Prifung.

AbschlieBend noch eine Information zu den derzeit entwickelten Bautrdger-Arealen in
GroRreuthGrin, SchénLebenPark und Langwasser Z. Diese werden ebenfalls mit Fernwarme
versorgt. Lediglich in Kornburg-Nord ist fir den 1. Bauabschnitt ein Nahwarmenetz
vorgesehen, das durch eine Pelletanlage mit Gasergdnzung derzeit realisiert wird. Fir den 2.
Bauabschnitt werden wir hier ebenfalls ein BHKW in die Prufung mit einbeziehen.

Stellungnahme des Planungs- und Baureferates

In den kommunalen Liegenschaften liegt der Anteil der fernwarmeversorgten Gebaude derzeit
bei rund 59%; der Anteil mit Gasheizung bei rund 40%. Der Anteil regenerativ erzeugte Warme
am gesamten Warmeverbrauch betrug 2018 rund 18%, wobei den gré3ten Anteil daran der
erneuerbare Anteil der Fernwarme aufweist.

Im Eigenbetrieb Stadtentwasserung und Umweltanalytik SUN) werden bereits 2011 und 2015
vier relativ groRe BHKWSs mit Klargas, also mit regenerativer Energie, betrieben.

Mit Stand Oktober 2019 betreibt die Stadt Nurnberg in den stadtischen Gebauden, incl. SUN,
bereits 19 Anlagen mit einer thermischen Leistung von 3.906 kW und einer elektrischen
Leistung von 3.061 kW. Von den 19 Anlagen werden 15 Anlagen mit Erdgas betrieben.

Aktuell ist der Einsatz eines weiteren BHKWs in der Feuerwache 4, RegenstralRe 8, geplant,
welches 2020 in Betrieb gehen wird.

Vom Kommunalen Energiemanagement im Hochbauamt werden in Zusammenarbeit mit der
Abteilung Heizung/Klima/Luftung im Hochbauamt jahrlich systematisch alle gasversorgten
stadtischen Gebaude hinsichtlich eines zukinftigen BHKW-Einsatzes gepriift. Kriterien sind
der Warmeverbrauch, Aufwand fur UmbaumafRnahmen und Platzbedarf sowie die
Wirtschaftlichkeit. Daraus sind in den letzten Jahren zahlreiche Projekten entwickelt und
umgesetzt worden, die entweder als eigene Mallhahmen oder in Kooperation mit der N-ERGIE
umgesetzt wurden.

Ein weiteres Ausbaupotenzial wird, insbesondere wenn als finales Kriterium die
Wirtschaftlichkeit gilt, lediglich in einer Grof3enordnung von etwa 10 bis 20% gesehen,




keinesfalls eine Verdopplung. Anderenfalls ist in etwa eine Verdopplung des gegenwartigen
BHKW:-Einsatzes denkbar.

Der Einsatz eines relativ grof3en Holzhackschnitzel-BHKW wird derzeit fir den Tiergarten mit
Einsatzort Betriebshof und angrenzenden Gebaude geprtft. Dort kdnnen sehr sinnvoll die vom
Tiergarten selbst produzierten Holzhackschnitzel aus der Forsteigenbewirtschaftung
verwendet werden. Dieses Projekt wird einen bedeutenden Beitrag leisten, um das Ziel, CO2-
neutraler Tiergarten zu erreichen.

Ein wichtiges Kriterium fir den Einsatz von Heizanlagen mit dem Energietrager Holz ist die
Bewirtschaftung. D.h., es ist mehr Aufwand und fachkundiges Personal fiir den Betrieb
erforderlich. Das ist kein Hinderungsgrund, muss aber bericksichtigt werden. Ebenso
essentiell ist die Sicherung der Herkunft der Rohstoffe — ein BHKW mit Befeuerung von aus
unklarer Quelle importierten Hackschnitzeln (sibirische Walder usw.) ist wenig hilfreich.

Fazit des Referates fur Umwelt und Gesundheit

Der verstarkte Einsatz von KWK bzw. BHKWSs ist ausdriicklich zu beflrworten. Der Einsatz
von nachwachsenden Rohstoffen wird dabei besonders begrifit, vor allem, wenn hierdurch
nachhaltige regionale Wirtschaftskreislaufe untersttitzt werden. Die Kombination der KWK mit
erneuerbaren Energietragern eréffnet eine sinnvolle Option flr den erforderlichen Wandel im
energiewirtschaftlichen Sektor.

Im bundesweiten Vergleich ist der Anteil der KWK in der Metropolregion Nurnberg hoch und
wie die Stellungnahmen zeigen, ist die Fachkompetenz bei den relevanten Institutionen
ebenfalls vorhanden und bei der technischen Umsetzung gibt es in der Region ausreichend
viele und spezialisierte Planungsbiros und Anbieterfirmen.

Haufiger Hinderungsgrund ist jedoch die Wirtschaftlichkeit von KWK-Anlagen. Hier ist der
Gesetzgeber gefragt die gesetzlichen Rahmenbedingungen in der Form anzupassen, dass
KWK wieder wirtschaftlicher wird und der Bau solcher Anlagen kdnnte mit verbesserten
Forderkriterien wesentlich angeschoben werden. Diesbezuglich ist hervorzuheben, dass die
N-ERGIE AG seit Jahren den Bau von BHKWs im Rahmen des CO;-Minderungsprogrammes
finanziell unterstitzt.

Aufgrund der gesetzlichen Rahmenbedingungen wird jedoch eine Verdoppelung der
Anlagenanzahl innerhalb der ndchsten 5 Jahre bis zum Jahr 2025 als nicht realistisch
eingeschatzt. Auch, weil bei der Realisierung grof3erer Anlagen der Zeitraum von der ersten
Idee bis zur Inbetriebnahme oft mehrere Jahre in Anspruch nimmt.

Dennoch wird seitens der Verwaltung der Ausbau der KWK im Rahmen der Méglichkeiten
weiterhin intensiv unterstitzt.




Beschlussvorlage
Ref.111/098/2019

Beratung Datum Behandlung Ziel
Umweltausschuss 22.01.2020 offentlich Beschluss
Betreff:

Burgerbeteiligung fur Klimaoffensive fur Nirnberg

Anlagen:
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 30.09.2019

Sachverhalt

Sachverhalt (kurz):

Der CSU-Antrag vom 30.09.2019 fordert, dass allen Burgerinnen und Birgern die Mdglichkeit
offensteht, im Rahmen kommunaler Entscheidungsprozesse ihre Ideen und Impulse zum
Klimaschutz sowie zur 6kologischen Nachhaltigkeit einzubringen. Hierzu soll die Stadt
Nurnberg eine offene Blrgerbeteiligung starten, u.a. durch eine e-Partizipation. Alle Beitrdge
sollen von der Verwaltung geprift und in die jeweiligen Ausschiisse und in den Stadtrat
eingebracht werden, wodurch wirksame Mal3nahmen schnell erkannt und umgesetzt werden
konnen.

Seitens der Verwaltung wird die Verstarkung und der kontinuierliche Ausbau der
Zusammenarbeit mit der Blrgerschaft ausdrtcklich begrif3t. Die Form einer Birgerbeteiligung
in einem offenen Verfahren wird seitens der Verwaltung nicht empfohlen. Aber bei definierten
und klar abgrenzbaren Projekten soll die Mdglichkeiten der Birgerbeteiligung auch hinsichtlich
KlimaschutzmaBhahmen angewendet werden.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
[] Ja
[ ] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.111/098/2019

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

[] Ja I§s handelt sich um eine Fachdebatte zur inhaltlichen Ausrichtung der
Offentlichkeitsarbeit, bei der alle Geschlechter gleichberechtig mitwirken
kénnen.
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4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.111/098/2019

Beschlussvorschlag:
1. Der Umweltausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.

2. Die Verwaltung wird beauftragt den Kontakt und die Zusammenarbeit mit den Blrgerinnen
und Burgern weiter zu verstarken und kontinuierlich auszubauen.

3. Bei definierten und klar abgrenzbaren Projekten soll die Moglichkeiten der Blrgerbeteiligung
auch hinsichtlich Klimaschutzmafnahmen angewendet werden.
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Fraktion der
Christlich-Sozialen Union
im Stadtrat zu Niirnberg

CSU-Stadtratsfraktion Rathausplatz 2 90403 Niirnberg Wolff’'scher Bau des Rathauses

Zimmer 58
Herrn Oberbiirgermeister I, i Rathausplatz 2
Dr. Ulrich Maly 90403 Niirnberg

) Ny ;C) (\701_0\ Telefon: 0911231 - 2907
90403 Niirnberg 02 OKT. 2889 , [U/Q'} [0 relefax: 0911231 - 4051

e L L E-Mail: csu@stadt.nuernberg.de
www.csu-stadtratsfraktion.nuernberg.de

ML\ 30.09.2019
Dr. Heimbucher

Rathausplatz 2

Biirgerbeteiligung fiir Klimaoffensive fiir Niirnberg

Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister,

fiir eine klimagerechte kommunale Entwicklung sind alle gesellschaftlichen Bereiche einzubeziehen und alle Biir-
gerinnen und Birger mitzunehmen. Daher sollte das entsprechende Leitmotiv fiir eine aktive Klimapolitik in ers-
ter Linie zum gesamtgesellschaftlichen, aber auch zum eigenverantwortlichen Handeln anregen und nicht den
Eindruck entstehen lassen, dass es fir wirkungsvolle MaRBnahmen schon zu spit sein kénnte, wie es zum Beispiel
durch die Ausrufung eine sog. ,Klimanotstandes” erscheinen kénnte.

Die Klimaoffensive soll ein Gemeinschaftsprojekt sein und sich insbesondere an die Bevélkerung von Nirnberg
richtet. Allen Birgerinnen und Biirgern soll die Méglichkeit offenstehen, im Rahmen kommunaler Entschei-
dungsprozesse ihre Ideen und Impulse zum Klimaschutz sowie zur 6kologischen Nachhaltigkeit einzubringen.
Die Beitrage aus der offenen Biirgerbeteiligung werden durch die Verwaltung gepriift und sollen in den jeweili-
gen Ausschiissen und Sitzungen des Stadtrates behandelt werden. Oberste Prioritit bei diesem Prozess haben
Transparenz, Nachvollziehbarkeit und schnelle Behandlung in den Gremien des Stadtrates.
Die CSU-Stadtratsfraktion stelit daher zur Behandlung im zustéindigen Ausschuss folgenden
Antrag:
Die Stadt Niirnberg startet eine offene Biirgerbeteiligung, u.a. durch eine e-Partizipation, zum Thema

Klimaoffensive fiir Nirnberg und bringt die eingehenden Impulse und ideen in die Gremien des Stadtra-
tes ein, damit wirksame MaBnahmen méglichst schnell erkannt und umgesetzt werden kénnen.

Mit freundlichen GriiRen

i
Marcus Kénig 1/ -
Fraktionsvorsitzepder "??,'“5‘,?5" -

HAURTET AL
EIRORAS
WIR
BEWERSEN
UNS

A139093000 Biirgerbeteiligung fiir Klimaoffensive.docx
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Burgerbeteiligung fur Klimaoffensive fur Nirnberg

Bezuqg: Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 30.09.2019

Hintergrund

In Antrag der CSU wird beschrieben, dass fir eine klimagerechte kommunale Entwicklung alle
gesellschaftlichen Bereiche einzubeziehen und alle Birgerinnen und Bilrger mitzunehmen
sind. Dies soll zum gesamtgesellschaftlichen, aber auch zum eigenverantwortlichen Handeln
anregen. Es soll allen Birgerinnen und Bulrgern die Mdglichkeit offenstehen, im Rahmen
kommunaler Entscheidungsprozesse ihre Ideen und Impulse zum Klimaschutz sowie zur
Okologischen Nachhaltigkeit einzubringen.

Hierzu soll die Stadt Ndrnberg eine offene Blrgerbeteiligung starten, u.a. durch eine e-
Partizipation. Alle Beitrage sollen von der Verwaltung geprift und in die jeweiligen Ausschiisse
und in den Stadtrat eingebracht werden, wodurch wirksame MafRnahmen schnell erkannt und
umgesetzt werden kénnen.

Stellungnahme vom Referat fur Umwelt und Gesundheit

Ref. Il steht dem Antrag der CSU grundsatzlich aufgeschlossen gegeniber, sieht aber bei
einer komplett allgemeinen Form der Blrgerbeteiligung Risiken durch eine Flut von Anfragen,
die nicht bearbeitbar sind. In der momentan starken 6ffentlichen Diskussion zum Klimaschutz
liegt ein wesentlicher Schwerpunkt auf dem Themenbereich Verkehr und es kann davon
ausgegangen werden, dass sich eine Vielzahl der Anfragen auf den Bereich Verkehr, Mobilitat,
Radverkehr und OPNV beziehen werden. Weitere Schwerpunkte in der offentlichen
Diskussion liegen im Bereich der Stromerzeugung durch fossile Energietrdger sowie um den
Einsatz von Erneuerbaren Energien und dem Thema Stadtbegriinung. Bei vielen Punkten hat
die Stadt Nurnberg keine direkte Einflussmaoglichkeit und kann hierdurch nur sehr begrenzt auf
die Vorschlage von Burgerinnen und Biirgern eingehen.

Die Prufung der eingehenden Vorschlage wirde hohe Personalkapazitaten binden, die
augenblicklich nicht vorhanden sind und erst geschaffen werden mussen. Ebenso wiirde
Behandlung in den Gremien des Stadtrates zu einem hohen Aufwand fur den Rat fihren und
sich viele der Burger- Vorschlage auch nicht ohne weiteres umsetzen lassen. Dies wiederum
fihrt dann bei den Blrgerinnen und Blrgern zu Enttduschungen, wodurch der gewlinschte
Effekt der Mitnahme der Blrgerschaft nicht erreicht wird.

Viele Bereiche in der Stadtverwaltung Nurnberg arbeiten sehr intensiv mit der Blrgerschaft
zusammen. Seitens des Ref. Il sei hinsichtlich Klimaschutz beispielhaft erwahnt:

e Zentrale Aufgabe im Bereich Birgeranfragen liegt in der Stelle des
Klimaschutzbeauftragten bei Ref. Ill. Hier kommen telefonisch oder per Mail im Jahr
ca. 50 bis 100 Birgeranfragen an, die stets beantwortet und aufgenommen werden.
Hier wird ein Ausbau der Personalkapazitaten dringend empfohlen.

e Im Jahr 2014 startete Ref. Ill eine Klimakampagne mit Informations- und
Diskussionsstanden in der FuRgangerzone, Plakataktionen, Spots in der U-Bahn, der
Méoglichkeit online Klimabotschafter zu werden, etc..

e Die Homepage www.wir-machen-das-klima.de ist zentrales Instrument zur
Offentlichkeitsarbeit des Klimaschutzbeauftragen und wird kontinuierlich aktualisiert.
Burgerinnen und Burger werden zur aktuellen Klimaschutzkampagne informiert und
finden Informationen zum Klimaschutz. Ebenso sind wichtige Energiespartipps
vertffentlicht und Beratungs- und Foérderangebote fir regenerative Energien und
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http://www.wir-machen-das-klima.de/

energetische Gebaudesanierung vorgestellt. Des Weiteren werden auf der Homepage
aktuelle Aktionen, Termine und Presseinformationen sowie wichtige weiterfiihrende
Links verdffentlicht.

e Seit drei Jahren findet die Aktion ,CO2-Fasten-Challenge* fur mehr Klimaschutz statt.
Hinter der Aktion stehen die Klimaschutzmanagerinnen und -manager der 25
angehorigen Kommunen des Initiativkreises des Forums Klimaschutz und nachhaltige
Entwicklung der Europdaischen Metropolregion Nirnberg. Am 06.11.2019 wurde die
Aktion im Rahmen des Wettbewerb , Klimaaktive Kommune 2019 vom
Bundesumweltministerium ausgezeichnet. Das Video zum ausgezeichneten Projekt ist
hier einsehbar: https://www.klimaschutz.de/metropolregion-nirnberg

e Seit vielen Jahren gibt es im Rahmen des AGNEDA-Prozesses ein offenes Gremium
in Form des Runden Tisches Energie und Klima, bei dem sich die Birgerinnen und
Burger sowie Initiativen kontinuierlich einbringen.

e In regelmafig stattfindenden offentlichen Klimarundgédngen durch die Nurnberger
Altstadt und durch das Museum Industriekultur werden in Kooperation mit dem Verein
~,Geschichte fir Alle* besonders Bilrgerinnen und Birger angesprochen und auch
erreicht, die sich bisher nicht intensiv mit den Themen Klimaschutz und Klimawandel
auseinandersetzen. Seit Oktober 2014 fanden bisher 37 Rundgange mit insgesamt ca.
1.000 Teilnehmenden statt.

¢ Im Rahmen der Zukunftskonferenz seitens Ref. Il im Méarz 2019 fand eine intensive
Auseinandersetzung mit den Birgerinnen und Birgern zu den Themen der UN
Nachhaltigkeitszielen incl. Klimaschutz und Klimaanpassung statt.

e Bei der Entwicklung von Quartierskonzepten zur Steigerung der Energieeffizienz fur
die Stadtteile Gibitzenhof und Langwasser wurde in Kooperation mit BGA/SE, der
Ohm-Hochschule, Stpl, SHA, wbg und Weiteren mit Fragebogenaktionen der enge
Kontakt zur Birgerschaft gesucht. Diese konnten auch online eingereicht werden.

Das Referat fur Umwelt und Gesundheit hat entsprechend des Antrages folgende
Stellungnahmen eingeholt:

Gemeinsame Stellungnahme von BGA/SE — Pr — DIP vom 28.10.2019

In den letzten Jahren konnten wir beim stadtinternen Dienstleister (EGB, BgA/SE und Pr) und
den Fachdienststellen viel Erfahrung mit unterschiedlichen Bulrgerbeteiligungsformaten
sammeln. Von klassischen Veranstaltungsformaten tber Mischformen von Offline- und
Online-Formaten bis hin zu reinen Online-Beteiligungen / e-Partizipationen. Je nach
Komplexitdt oder Art der Vorhaben haben sich unterschiedliche Vorgehensweisen in der
Beteiligung als optimal ergeben. Fir besonders komplexe Birgerbeteiligungen (z.B.
Kontumazgarten oder Nageleinsplatz) haben sich Mischformen als ideal herausgestellt.

Aber es gibt einige Grundregeln fir erfolgreiche Beteiligung. Eine davon ist, dass es immer
einen konkreten Beteiligungsspielraum geben muss, der Birgerinnen und Birgern im
Verfahren fur ihre Anregungen und ldeen offensteht. Ein anderer wichtiger Punkt ist, dass
Fragestellungen fir eine Beteiligung auch tatsachlich geeignet sind und Burgerbeteiligung
nicht nur eine Alibifunktion hat. Hierzu hat die Stadtverwaltung eine ,Checkliste” fir Online-
Beteiligungen erarbeitet, mit der man Themen auf solche Kriterien hin leicht prifen kann.

Eine Beteiligungsplattform fiir die Klimaoffensive Nirnberg ganz allgemein scheint wenig
Zielfihrend, denn hier ist erst einmal kein konkreter Beteiligungsspielraum sichtbar. Gemeint
ist beim Anliegen des CSU-Antrages vermutlich eher eine Informationsplattform, auf der die
verschiedenen Facetten der Klimaoffensive dargestellt und erlautert werden.
Selbstverstandlich kann auf so einer Plattform auch ein Dialog mit den Burgerinnen und
Burgern ermdglicht werden — aber das hat noch nichts mit Beteiligung zu tun.
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https://www.klimaschutz.de/metropolregion-nürnberg

Eine Burgerbeteiligung kann man sich dagegen auf der Ebene konkreter Projekte der
Klimaoffensive vorstellen. Welche Projekte das sein kénnen, muss erst einmal erarbeitet
werden. Vielleicht ist sogar am Ende einer solchen Erarbeitung — wenn es eine Projektliste
gibt — eine erste Beteiligung fir die Priorisierung dieser Liste mdglich. Zuerst aber mussen
Themen herausgearbeitet werden — deshalb auch die Federfiihrung bei Ref. .

Stellungnahme des Planungs- und Baureferates

Eine offene Birgerbeteiligung kann sinnvoll sein, um die Bevolkerung aktiv in den Prozess von
Aktivitaten zur Erreichung der Klimaschutzziele einzubeziehen. Zu unterscheiden sind dabei
aber die unterschiedlichen Profile der verschiedenen Amter der Bauverwaltung.

In Planungsprozessen im 6ffentlichen Raum ist es lange Ublich, die Birgerinnen und Birger
in formellen und informellen Verfahren einzubeziehen.

Beziglich der stadtischen Hochbauten gibt es hingegen relativ wenige Anfragen, Hinweise
und Stellungnahmen aus der Bevolkerung. Diese wenigen Vorgange fiihren bisher kaum zu
Mehrbelastungen und kénnen gut abgedeckt und entsprechend beantwortet werden.

Burgerbeteiligung bei Planungen im 6ffentlichen Raum ist sicher auch fiir Prozesse mit
Klimabezug sinnvoll. Allerdings muss gewahrleistet sein, dass der Stadtrat auch unabhangig
von Vorschlagen aus der Bevélkerung sinnvolle und wirksame Mal3nahmen beschlief3t.
Wenn nur auf Vorschlage aus der Blrgerschaft reagiert wiirde, kénnte zu viel Zeit vergehen
und ggf. werden nicht ausreichend wirkungsvolle MaBnahmen aus dem Prozess
hervorgehen.

Burgerbeteiligung bietet auch die Chance, MalRnahmen fir den Klimaschutz zu beférdern,
wenn deutlich wird, dass sich sehr viele Burgerinnen und Burger flr diesen einsetzen und fur
die Umsetzung von wirkungsvollen Mal3Bnahmen bereit sind.

Offene Buirgerbeteiligung bedeutet, dass mehrere verschiedene Beteiligungsformate
durchgefiihrt werden missen. Nur mit einer Onlinebeteiligung kdnnen nicht alle interessierten
Bevdlkerungsgruppen erreicht werden. Mit jedem zusétzlichen Format steigt aber auch der
Aufwand und Zeitbedarf.

Es muss sichergestellt sein, dass keine Einzelinteressen unter dem Vorwand des
vermeintlichen Klimaschutzes umgesetzt werden.

Es muss offen und klar kommuniziert werden, dass die vorgeschlagenen MalRnahmen nicht
automatisch realisiert werden, sondern die Umsetzung vom Beschluss des Stadtrates
abhangig ist und fur voraussichtlich viele vorgeschlagenen Maflinahmen z.T. zeitaufwandige
Planungen erforderlich sein werden.

Es ist zu klaren, ob es sinnvoll ware, Rahmenbedingungen zu definieren und festzulegen, z.B.
finanzielle Spielraume flr umzusetzende MalRnahmen, Themen oder Realisierungszeitrdume.
Vorab und parallel zur Birgerbeteiligung misste umfassende Informationsarbeit Gber z.B. die
Wirksamkeit, Konsequenzen, Vor- und Nachteile von denkbaren MaflRnahmen geleistet
werden.

Im Antrag wird schnelles Erkennen und Umsetzen von Mal3hahmen angestrebt. Diese
Intention widerspricht zum Teil dem Prinzip der Birgerbeteiligung. Ein fundierter
Beteiligungsprozess bendtigt sowohl in der Vorbereitung als auch in der Auswertung,
fachlichen Prufung und Bewertung der eingebrachten Vorschlage ausreichend Zeit. Daruber
hinaus missen vor der Umsetzung von MalRnahmen die entsprechenden konkreten
Planungen angefertigt werden, was in vielen Féllen mit langeren Abstimmungsprozessen
verbunden ist.

Ein offener Beteiligungsprozess erfordert ausreichend Personal fir die Vorbereitung,
Begleitung und Durchfilhrung des Prozesses. Darlber hinaus wird insbesondere die
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Auswertung der Vorschlage mit fachlicher Bewertung und Aufbereitung fir den Stadtrat
erhebliche Personalkapazitdaten binden. Beim Planungs- und Baureferat liegen Erfahrungen
zu verschiedenen Beteiligungsformaten vor, so dass ein Bedarf von zuséatzlichen personellen
Kapazitaten in Hohe von mindestens vier Stellen geschétzt werden kann. Darin enthalten sind
alle Schritte von der Vorbereitung der Beteiligungsprozesse bis zur Bewertung und Planung
von Mal3nahmen.

Stellungnahme Ref. VII/WIF vom 04.11.2019

Ref. VII nimmt zu der Anfrage von Ref. Il beziiglich des CSU-Antrages ,Burgerbeteiligung fur
Klimaoffensive fir Nirnberg“ Stellung.

Klimarelevante Aktivitaten mit Bezug zu den Unternehmen in Nurnberg werden bei Ref.
VII/WIF im Rahmen der Innovationsférderung und Unternehmensbetreuung anteilig von einer
Stelle mit betreut. Hierfur steht auch jahrlich ein kleines Budget zur Verfugung.

Ref. VII erméglich hiermit eine Reihe von MalRnahmen, die dem Klimaschutz dienen. Dies
stets in enger Abstimmung mit Ref. lll. Die Angebote (Initialberatungen fir Ressourcen- und
Energieeffizienz, PV-Eigenstromnutzung, Fachveranstaltungen und eine Energieeffizienz-
Auszeichnung) decken gegenwaértig den Bedarf.

Fazit des Referates fir Umwelt und Gesundheit

Es ist wichtig und richtig den Kontakt und die Zusammenarbeit mit den Blrgerinnen und
Birgern zu verstarken und kontinuierlich auszubauen. Die Form einer Birgerbeteiligung in
einem offenen Verfahren wird in allen Stellungnahmen eher skeptisch bewertet und
entsprechend hier nicht empfohlen. Ref. lll wird in Zusammenarbeit mit BGA/SE bei definierten
und klar abgrenzbaren Projekten die Mdglichkeiten der Burgerbeteiligung eruieren. Hierfur
notwendige Personalkapazitaten missen geschaffen werden.
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